
&PAGE& 

Privathaftpflichtversicherung 
 

Informationsblatt zu Versicherungsprodukten (Stand Februar 2018)  
Unternehmen: 

Schleswiger Versicherungsservice AG 

Deutschland 

 

 
Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen In-
formationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend 
informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch. 
 
Um welche Art der Versicherung handelt es sich? 

Wir bieten Ihnen eine Privathaftpflichtversicherung an. Diese schützt Sie gegen finanzielle Risiken, die im Zusammenhang mit Schadenersatzforderungen 
Dritter aus Schäden entstehen, für die Sie verantwortlich sind. 
 
 

 

Was ist versichert?  

 
� Gegenstand der Privathaftpflichtversicherung ist es, gegen Sie 

geltend gemachte Haftpflichtansprüche zu prüfen, berechtigte 
Ansprüche zu befriedigen und unberechtigte Ansprüche abzu-
wehren. 
 

� Die Privathaftpflichtversicherung umfasst die wesentlichen 
Haftungsrisiken Ihres Privatlebens, dazu gehören beispielsweise: 
� Von Ihnen verursachte Schäden als Teilnehmer im Straßen-

verkehr als Fußgänger oder Radfahrer. 
� Von Ihnen verursachte Schäden bei der Ausübung von Sport. 
� Für Schäden durch Ihre kleinen, zahmen Haustiere. 
� Von Ihnen verursachte Schäden als Bewohner einer Woh-

nung oder eines Einfamilienhauses – egal, ob Sie Mieter oder 
Eigentümer sind. 
 

� Ihr Versicherungsschutz kann sich auch auf weitere Personen 
erstrecken. Dies entscheiden Sie mit der Auswahl des im Versi-
cherungsantrag zugrunde liegenden Tarifes. 
Tarif Single: keine weiteren Personen. 
Tarif Familie, Senioren, Aktiv 60: z.B. Ihre Ehe- oder Lebens-
partner, Ihre Kinder oder auch Großeltern, die mit Ihnen in häus-
licher Gemeinschaft leben und weitere Personen. 

� Einen Überblick über weitere Leistungen können Sie der Pau-
schaldeklaration Ihrer gewählten Leistungsvariante entnehmen 
(siehe Antrag und Versicherungsschein). 

 

Wie hoch ist die Versicherungssumme? 

� Die Höhe der vereinbarten Versicherungssumme können Sie 
Ihrem Antrag oder auch Ihrem Versicherungsschein entnehmen. 

 

 

     

Was ist nicht versichert? 

 
� Bestimmte Risiken sind nicht versichert. Hierfür benötigen Sie 

eine separate Absicherung. Dazu gehören z.B.: 
� Berufliche Tätigkeit, 
� das Führen von Kraftfahrzeugen oder 
� das Halten von Hunden und Pferden. 

 
� Wir leisten für Schäden überdies nur bis zu den vereinbarten 

Versicherungssummen. Wenn Sie eine Selbstbeteiligung verein-
bart haben, ist diese bei jedem Versicherungsfall zu berücksichti-
gen. 

 
 
 

Gibt es Deckungsbeschränkungen? 

 

! Wir können nicht alle denkbaren Fälle versichern. Sonst müssten 
wir einen erheblich höheren Beitrag verlangen. Deshalb haben 
wir einige Fälle aus dem Versicherungsschutz herausgenommen, 
z.B. alle Schäden: 

! aus vorsätzlicher Handlung, 

! zwischen Mitversicherten, 

! durch den Gebrauch eines versicherungspflichtigen Kraft- oder 
Luftfahrzeugs, 

! aus ungewöhnlicher und gefährlicher Beschäftigung. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
  



 

 

 

Wo bin ich versichert? 

� Die Privathaftpflichtversicherung gilt weltweit. Auch wenn Sie während eines vorübergehenden Auslandsaufenthalts (z.B. Urlaub, Schüleraus-
tausch) einen Haftpflichtschaden verursachen, sind Sie geschützt. 

 

 

Welche Verpflichtungen habe ich? 
� Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. 
� Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen. 
� Im Versicherungsfall müssen Sie uns vollständige und wahrheitsgemäße Informationen geben. 
� Sie müssen die Kosten des Schadens gering halten.  
� Wenn sich Ihre vorhandenen Risikoumstände während der Vertragslaufzeit wesentlich ändern, müssen Sie uns ansprechen, damit der Vertrag 

ggf. angepasst werden kann. 

 

 

Wann und wie zahle ich? 

Den ersten oder den einmaligen Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die weite-
ren Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung zwischen uns kann das monatlich, vierteljährlich, halb-
jährlich oder jährlich sein. Sie können uns den Beitrag überweisen oder uns ermächtigen, den Beitrag von Ihrem Konto einzuziehen. 

 

 

Wann beginnt und endet die Deckung? 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie den ersten Versicherungs-
beitrag gezahlt haben. Anderenfalls beginnt der Versicherungsschutz mit der Zahlung. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr? 
Dann verlängert er sich automatisch um jeweils ein Jahr. Ausnahme: Sie oder wir haben den Vertrag gekündigt. 
Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von drei Jahren oder mehr? Dann können Sie Ihren Vertrag am Ende des dritten Jahres kündigen. Ihre Kündigung 
muss uns drei Monate vor Ende des dritten Jahres zugehen 

 

 

Wie kann ich den Vertrag kündigen? 

Sie oder wir können den Vertrag zum Ende der vereinbarten Dauer kündigen (das muss spätestens drei Monate vorher geschehen). Sie oder wir 
können auch kündigen z. B. nach einem Schadenfall oder auch bei endgültigem Wegfall des versicherten Risikos. Dann endet der Vertrag schon 
vor Ende der vereinbarten Dauer. 

 
 



 
  
 
 
Allgemeine Verbraucherinformationen  
Informationen nach § 1 VVG-Informationspflichtenverordnung (VVG-InfoV) 
 

Angaben der Gesellschaften 
 
Nachfolgend erhalten Sie eine Übersicht der für Ihren Vertrag möglichen Gesellschaften. Die speziell für Ihren Vertrag bzw. für Ihr Angebot zutreffende 
Gesellschaft entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag bzw. Angebot - diese wird ebenfalls im Versicherungsschein dokumentiert. 
 
 
A. Schleswiger Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 

 

1. Identität des Versicherers: 
 

  Name: 
  Schleswiger Versicherungsverein auf a.G. 

                           Dorfstrasse 38 
     25924 Emmelsbüll – Horsbüll 

 

  Telefon: 04665 9404-0 
  Fax: 04665 9404-22 

 Internet: www.schleswiger.de 
 

 
 Rechtsform:  
 Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 
 Sitz: Emmelsbüll-Horsbüll 

 Handelsregister: Amtsgericht Flensburg 
      HRB589 NI 

Vers.St.Nr. 113/815/00830 
 

2. Identität eines Vertreters des Versicherers in der Europäischen Union in dem Sie Ihren Wohn- oder Geschäftssitz haben 
- entfällt - 
 

3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers 
 
 Schleswiger Versicherungsverein auf a.G. 
 Dorfstrasse 38 
 25924 Emmelsbüll – Horsbüll 

 Vorstand: Claudia Schirrmacher, Gebhard Sanne 
 Aufsichtsratsvorsitzender: Wilhelm Radbruch 

 

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers / Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde 
 

Die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers besteht im Abschluss und in der Verwaltung sowie Durchführung von 
Versicherungsverträgen. 

 

Die Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
 

5. Angaben für das Bestehen eines Garantiefonds u. ä. 
Bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im Betrieb von Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und 
Rechtsschutzversicherungen besteht, entfällt das Erfordernis für einen Garantiefonds u. ä. 

 
 
B. ADLER Versicherung AG 
 

1. Identität des Versicherers: 
 

  Name: 
  ADLER Versicherung AG 

     Joseph-Scherer-Str. 3 
    44139 Dortmund 
 

  Telefon: 0231-135-0 
  Fax: 0231-135-4638 
  Internet: www.signal-iduna.de 

 

 Rechtsform:  
    
 Aktiengesellschaft 
 Sitz: Dortmund 
  

 Handelsregister: Amtsgericht Dortmund 
     HRB 20214 

Vers.St.Nr. 810/V90806009980
 

2. Identität eines Vertreters des Versicherers in der Europäischen Union in dem Sie Ihren Wohn- oder Geschäftssitz haben 
- entfällt - 
 

3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers 
 
 ADLER Versicherung AG 
 Joseph-Scherer-Str. 3 

44139 Dortmund 
 

 Vorstand: Udo Kallen, Jörg Krieger, Dr. Andreas J. 
Reinhold, Dr. Norbert A. Vogel 

 Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Stefan Kutz 
 

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers / Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde 
 

Die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers besteht im Abschluss und in der Verwaltung sowie Durchführung von 
Versicherungsverträgen. 

 

Die Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
 

5. Angaben für das Bestehen eines Garantiefonds u. ä. 
Bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im Betrieb von Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und 
Rechtsschutzversicherungen besteht, entfällt das Erfordernis für einen Garantiefonds u. ä. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 

 

 
C. Rhion Versicherung AG 

 
1. Identität des Versicherers: 

 

  Name: 
     Rhion Versicherung AG 

     RheinLandplatz 
    41460 Neuss 
 

  Telefon: 02131-6099-0 
  Fax: 02131-6099-13300 
  Internet: www.rhion.de 

 

 
 Rechtsform:  
 Aktiengesellschaft 
 Sitz: Neuss 

 Handelsregister: Amtsgericht Neuss 
     HRB 13420 

Vers.St.Nr. 810/V900810021482 
 

2. Identität eines Vertreters des Versicherers in der Europäischen Union in dem Sie Ihren Wohn- oder Geschäftssitz haben 
- entfällt - 

 
3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers 

 
 Rhion Versicherung AG 
 RheinLandplatz 

41460 Neuss 
 

 Vorstand: Christoph Buchbender, Dr. Lothar 
Horbach, Udo Kanten, Andreas Schwarz 

 Aufsichtsratsvorsitzender: Wilhelm Ferdinand 
Thywissen 

 

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers / Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde 
 

Die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers besteht im Abschluss und in der Verwaltung sowie Durchführung von Versicherungsverträgen. 
 

Die Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
 

5. Angaben für das Bestehen eines Garantiefonds u. ä. 
Bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im Betrieb von Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und Rechtsschutzversicherungen besteht, entfällt das 
Erfordernis für einen Garantiefonds u. ä. 
 

 
 

 
Für die vorher genannten Versicherer handeln wir namens und in Vollmacht als Ihr Assekuradeur aus Neumünster: 
 

Schleswiger Versicherungsservice AG 
 

Anschrift:   Goebenstraße 10 
   24534 Neumünster 
 

Aufsichtsratvorsitzender: Johannes Jochimsen 
Vorstand:   Peter Behnke, Thomas Wolff 
Handelsregister:  Amtsgericht Kiel 

HRB 1820 NM 



 

 
 
 
6. Angaben über die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung 
 
Fälligkeit der Leistung 
Sie erhalten die vereinbarte Leistung nach Eintritt des Versicherungsfalls und Feststellung unserer Leistungspflicht. 
 
Erfüllung der Leistung 
Wir zahlen im Versicherungsfall bis zur Höhe der jeweils vereinbarten Versicherungssumme bzw. Entschädigungsgrenze. 
 
Hinweis: 
Weitere Einzelheiten zu Art, Umfang und Fälligkeit sowie Erfüllung unserer Leistungen sind, je nach beantragtem Umfang, in den allgemeinen 
Versicherungsbedingungen, Deklarationen, Klauseln, Besonderen Bedingungen, Risikobeschreibungen, Zusatzbedingungen und Geschriebenen 
Bedingungen geregelt. 
 
7. Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteilen 
Diese Angaben entnehmen Sie bitte unserem Vorschlag bzw. dem Antrag. Die zu zahlende Prämie enthält die zum Zeitpunkt der Antragsstellung 
gültige Versicherungssteuer. 
 
8. Zusätzlich anfallende Kosten sowie weitere Steuern, Gebühren oder Kosten 
Gebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages werden nicht erhoben. 
Im Rahmen eines ordnungsgemäßen Vertragsverlaufs fallen keine weiteren Kosten an. Wir weisen darauf hin, dass bei Prämienverzug zusätzliche 
Kosten, wie z.B. Mahngebühren entstehen können. 
 
9. Einzelheiten zur Prämienzahlung und Zahlungsweise 
Damit wir Ihnen Versicherungsschutz gewähren können, sind die vereinbarten Prämien im Voraus zu zahlen. Beachten Sie, dass die Erstprämie von 
den unter Ziffer 7 aufgeführten Prämien abweichen kann. 
Versicherungsbeginn und –ablauf entnehmen Sie bitte unserem Vorschlag bzw. dem Antrag. 
 

� Erste oder einmalige Prämie 
Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufsrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten 
und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn zu zahlen. 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsabschluss, so müssen Sie die erste oder einmalige Prämie unverzüglich 
nach Zugang des Versicherungsscheines zahlen. 
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag oder den getroffenen Vereinbarungen ab, ist die erste oder einmalige Prämie frühestens einen Monat 
nach Zugang des Versicherungsscheines zu zahlen. 
Bitte lesen Sie die wichtige Belehrung über die Folge einer Nichtzahlung der ersten oder einmaligen Prämie. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

� Folgeprämie 
Die Folgeprämie wird zu Beginn der vereinbarten Versicherungsperiode fällig. 
 

Grundsätzlich gilt 
Die Prämienschuld ist erfüllt, wenn die Überweisung von Ihrem Konto angewiesen wurde und diese eine ausreichende Deckung zur Durchführung der 
Überweisung aufweist. Sollte die Überweisung mittels Bareinzahlung erfolgen, gilt die Prämienschuld mit der Einzahlung der fälligen Prämie beim 
entsprechenden Geldinstitut als erfüllt. 
Im Fall des Prämieneinzugs über das Lastschriftverfahren ist die Prämienschuld erfüllt, wenn zum Zeitpunkt der Abbuchung das angegebene Konto 
eine ausreichende Deckung aufweist, die die Vornahme der Abbuchung gestattet. 
Hinweis: Weitere Regelungen zum Beginn des Versicherungsschutzes, zur Fälligkeit der ersten oder einmaligen Prämie, zur Fälligkeit der 
Folgeprämien und zur Rechtzeitigkeit der Zahlung sind in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen geregelt. 
 
10. Angaben über die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer 
befristeter Angebote hinsichtlich des Preises. 
Das Ihnen unterbreitete Angebot hat eine Gültigkeit von 6 Wochen und gilt vorbehaltlich einer Änderung der vom Gesetzgeber festgelegten 
Versicherungssteuer sowie einer endgültigen Risikoprüfung. 
 
11. Hinweis auf mögliche Schwankungen der verwendeten Finanzinstrumente 
Entfällt prinzipiell bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im Betrieb von Haftplicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und 
Rechtsschutzversicherungen besteht. 
 
12. Angaben über das Zustandekommen des Vertrages, Beginn des Versicherungsschutzes und zur Bindefrist 
Der Versicherungsvertrag kommt durch zwei übereinstimmende Willenserklärungen zustande. 
Ihre Willenserklärung ist der Antrag, den Sie stellen und unsere Willenserklärung ist der Versicherungsschein oder eine Annahmebestätigung. 
Der Versicherungsvertrag kommt mit Zugang unserer Annahmeerklärung oder des Versicherungsscheins zustande. 
 

� Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt zum vereinbarten Versicherungsbeginn, wenn Sie die erste oder einmalige Prämie rechtzeitig zahlen. Über das, 
was rechtzeitig ist, informieren wir Sie ausführlich unter Ziffer 9. 
Bitte beachten Sie: 
Wenn Sie die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig zahlen, beginnt Ihr Versicherungsschutz frühestens zu dem Zeitpunkt der Zahlung. 
Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben. 
 

� Frist in der Sie an den Antrag gebunden sind (Bindefrist) 
Sie sind einen Monat lang an den Antrag gebunden. Ihr Widerrufsrecht bleibt hiervon unberührt. 

 
 
 

Zahlen Sie die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig, beginnt der Versicherungsschutz frühestens zum Zeitpunkt der Zahlung. Der 
Versicherungsschutz beginnt gleichwohl zu dem vereinbarten Zeitpunkt, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
haben. 
Außerdem können wir, solange die Zahlung nicht erfolgt ist, vom Vertrag zurücktreten. 
Unser Rücktrittsrecht ist ausgeschlossen, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben. 



 
 
 
 
 
 

� Ergänzende Informationen für Fernabsatzverträge 
 

Diese Informationen gelten für Versicherungsverträge, die unter ausschließlicher Verwendung von Fernkommunikationsmitteln (z.B. Brief, Telefon, 
Fax, Email, Internet) abgeschlossen werden (Fernabsatzverträge). 
1. Der Vertrag kommt durch die Übersendung des Versicherungsscheins zustande. 
2. Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen in Textform ohne Begründung widerrufen. Die Widerrufsfrist beginnt am Tage 
des Abschlusses des Fernabsatzvertrages bzw. – falls Ihnen die Vertragsbestimmungen einschl. der Allgemeinen Versicherungsbedingungen und 
die beiliegenden Informationen zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses noch nicht vorlagen – mit dem Zugang der genannten Unterlagen. Zur 
Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Durch den Widerruf wird der Vertrag unwirksam. 
Das Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr 
Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht besteht, soweit im Vertrag nicht ein anderes vereinbart ist, nicht bei Fernabsatzverträgen 
über Versicherungen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat. Sofern Sie Ihr Widerrufsrecht ausüben, haben wir nur den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämie zu erstatten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. Den auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämie haben Sie in diesem Fall zu zahlen. Die 
Erstattung durch uns muss unverzüglich, spätestens 30 Kalendertage nach Zugang des Widerrufs erfolgen. Soweit Sie ein Widerspruchsrecht 
nach den gesetzlichen Vorschriften über Fernabsatzverträge haben, steht Ihnen ein Widerspruchsrecht gem. § 5 a VVG bzw. ein Widerrufsrecht 
gem. § 8 VVG nicht zu. 
3. Die Vertragsbedingungen und die Vorabinformationen werden in deutscher Sprache mitgeteilt; die Kommunikation während der Laufzeit des 
Vertrages wird in deutscher Sprache geführt. 

 
Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) in Verbindung mit 
den §§1 bis 4 der VVG-Informationspflichtverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. 
Bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr beginn die Frist jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312 i Absatz 1 Satz 
1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit Artikel 246 c des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 
 
Schleswiger Versicherungsservice AG-  Goebenstraße 10 - 24534 Neumünster 
Telefax: 04321-48909-29 
E-Mail: info@schleswiger-ag.de  
 
Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz. Den bereits gezahlten Beitrag erstatten wir Ihnen zurück, wenn Sie 
zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Auf unser Recht, den Teil des Beitrages 
einzubehalten, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, verzichten wir hiermit. Den Gesamtbeitrag finden Sie im Antrag unter 
dem Block „Versicherungsumfang und Beitragsberechnung“. Die von Ihnen gewünschte Zahlungsweise wurde unter der Überschrift 
„Zahlweise“ im Antrag vermerkt.  
 
Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der 
Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen 
zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind. 
 
Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 VVG wirksam ausgeübt, sind Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden 
Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenden Vertrag aufweist und 
eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer 
betrifft. Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden. 
 
Besondere Hinweise 
Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Versicherungsverträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat.  
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, 
bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag, so läuft Ihr ursprünglicher Vertrag weiter. 
 
Ende der Widerrufsbelehrung 
 
Zu Änderungen von bestehenden Verträgen gilt 
Wurde mit dem Versicherungsschein bereits ein bestehender Vertrag erweitert oder geändert, so bezieht sich das Widerrufsrecht nur auf die 
erweiterten oder geänderten Vertragsteile. 
 
14. Vertragslaufzeit 
Die für den Vertrag geltende Vertragslaufzeit entnehmen Sie bitte unserem Vorschlag bzw. Antrag. 
Versicherungsverträge mit mindestens einjähriger Vertragsdauer verlängern sich jeweils um ein Jahr, wenn nicht drei Monate vor dem jeweiligen 
Ablauf der anderen Partei eine schriftliche Kündigung zugegangen ist. Dies gilt nicht für Verträge mit einmaliger Prämie oder für Verträge ohne 
Verlängerungsvereinbarung. 
 
15. Beendigung eines Vertrages 
Der Vertrag kann unter bestimmten Voraussetzungen, ggf. auch vor Ablauf der vereinbarten Vertragslaufzeit, von Ihnen gekündigt werden. Bitte 
beachten Sie, dass eine etwaige Kündigung schriftlich gegenüber der Schleswiger Versicherungsservice AG zu erfolgen hat. 
 

� Kündigung zum Ablauf 
Die Verträge gem. Punkt 14 können von Ihnen zum Ablauf, bei einer vereinbarten Vertragsdauer von mehr als 3 Jahren zum Schluss des dritten 
oder jedes darauf folgenden Versicherungsjahres, unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden. 
 

� Kündigung nach dem Versicherungsfall 
Nach Eintritt eines Versicherungsfalls haben Sie die Möglichkeit, den vom Schaden betroffenen Vertrag zu kündigen. Die Kündigung muss 
spätestens einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung erfolgen. Sie wird sofort nach Zugang bei uns wirksam. Sie können 
auch jeden späteren Zeitpunkt zur Wirksamkeit bestimmen, spätestens jedoch den Ablauf des Versicherungsjahres. 
 
 
 



 
 
 
 
 

� Kündigung nach Risikowegfall 
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, erlöschen die Versicherungsverträge, jedoch frühestens zu dem 
Zeitpunkt, zu dem wir Kenntnis vom Wegfall des Risikos erlangt haben. 
Hinweis zur Wohngebäudeversicherung: Eine Veräußerung des versicherten Gebäudes gilt nicht als Risikowegfall, hierfür bestehen besondere 
Kündigungsvorschriften. 

 
� Kündigung bei Prämienerhöhungen oder Minderung des Versicherungsschutzes ohne Ausgleich 

Erhöht sich aufgrund einer Anpassungsklausel die Prämie, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes entsprechend ändert, können 
Sie den betreffenden Vertrag mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Prämienerhöhung kündigen. 
Gleiches gilt, wenn sich der Umfang des Versicherungsschutzes vermindert, ohne dass die Prämie entsprechend angepasst wird. 

 
16. Rechtsgrundlagen bei Vertragsanbahnung 
Die Vertragsanbahnung unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
 
17. Anwendbares Recht und zuständiges Gericht 
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach unserem Sitz Neumünster. Ist der 
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht seines Wohnsitzes zuständig. 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer müssen 
 

� bei einer natürlichen Person bei dem für ihren Wohnsitz zuständigen Gericht, 
� bei einer juristischen Person bei dem für ihren Sitz oder ihre Niederlassung zuständigen Gericht 

 erhoben werden. 
 
18. Sprache 
Die Sprache für die Vertragsbedingungen, sämtliche Vertragsinformationen sowie die Kommunikation während der Vertragslaufzeit ist deutsch. 
 
19. Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren 
Wenn Sie einmal mit unserem Service nicht zufrieden oder mit einer Entscheidung nicht einverstanden sein sollten, können Sie sich an das 
Beschwerdemanagement wenden: 
 

Schleswiger Versicherungsservice AG 
Abteilung Beschwerdemanagement 
Goebenstraße 10 
24534 Neumünster 
beschwerde@schleswiger-ag.de 

 
Sollte Sie das Ergebnis nicht zufrieden stellen, können Sie den Versicherungsombudsmann einschalten. Unser Unternehmen ist Mitglied im 
Verein Versicherungsombudsmann e.V. Der Ombudsmann ist eine unabhängige Schlichtungsstelle für Verbraucher. Er überprüft kostenfrei für 
Sie, ob wir korrekt gehandelt haben. 
 

Versicherungsombudsmann e.V. 
Postfach 080 632 
10006 Berlin 
beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
 

Unabhängig davon haben Sie die Möglichkeit, unsere Entscheidungen durch Zivilgerichte prüfen zu lassen. 
 
Online-Streitbeteilungs-Plattform 
Die Europäische Kommission stellt eine Plattform zur Online-Streitbeteiligung (OS) bereit. Diese können Sie über den nachfolgenden Link 
erreichen: http://ec.europa.eu/consumers/odr/. Sie können diese Plattform unter folgenden Voraussetzungen nutzen: 
1. Sie sind Verbraucher und leben in der Europäischen Union (EU). 
2. Sie haben einen Versicherungsvertrag auf elektronischen Weg (bspw. über diese Internetseite oder per E-Mail) beantragt bzw. geschlossen. 

 
20. Versicherungsaufsicht 
Die zuständige Versicherungsaufsicht ist unter folgender Adresse zu erreichen: 
 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Bereich Versicherungsaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 

 
21. Allgemeine Hinweise/Schlusserklärung 
Änderung der Anschrift: Bitte informieren Sie uns unverzüglich schriftlich, wenn sich Ihre Anschrift ändert. 
Besondere Vereinbarungen: Nebenabreden sind nur dann verbindlich, wenn sie der Versicherer durch Aufnahme in das Vertragsdokument 
bestätigt. 



 

Wichtige Hinweise zur vorvertraglichen Anzeigepflicht und zu Ihrem Versicherungsschutz 

Obliegenheiten vor Vertragsabschluss – Vorvertragliche Anzeigepflichten  
Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die dort gestellten Fragen 
wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen. 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere 
Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen. 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in 
Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, 
dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben 
wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand 
 - Weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
 - Noch für die Feststellung oder den Umfang unsere Leistungspflicht ursächlich war. 
Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. Bei einem Rücktritt steht uns der 
Teil des Beitrages zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  

2. Kündigung  
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos 
verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.  
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

3. Vertragsänderung 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen 
Vertragsbestandteil. 
Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Dies kann 
zu einer rückwirkenden Beitragserhöhung oder zu einem rückwirkenden Ausschluss der Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand und insoweit zu einem rückwirkenden Wegfall des Versicherungsschutzes führen. Haben Sie die 
Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die 
Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen. 

4. Ausübung unsere Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend 
gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unsere Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die 
wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese Frist nach 
Satz 1 nicht verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren 
nach Vertragsabschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn 
Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 

5. Anfechtung  
Wenn Sie uns arglistig täuschen, können wir den Vertrag auch anfechten. 

6. Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des 
Rücktritts, der Kündigung, der rückwirkenden Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die 
Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, 
dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter 
noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
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Vergleich Pauschaldeklaration zur Privat-Haftpflichtversicherung – Standard/Plus/Premium

 
Die im nachstehenden Vergleich der Pauschaldeklarationen genannten Ziffern beziehen sich auf die BBR PHV 2016. 
 

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen 
zur Privat-Haftpflichtversicherung (BBR PHV 2016) 

Ziffer Standard Plus Premium 

1. Versicherungssummen  
pauschal für Personen-, Sach- und Vermögensschäden 

3 Mio., 5 Mio., 10 Mio. oder 20 Mio.* Euro  ................................. 

 
 
 

 
 

wählbar 

 
 

wählbar 

 
 

wählbar 

50 Mio.* Euro  ...............................................................................   nicht wählbar nicht wählbar wählbar 

*bei Personenschäden max. 15 Mio. Euro je Person     

Versicherte Personen     

I. in allen Tarifen (Single, Familie, Aktiv 60)     

2. Versicherungsnehmer (VN) 1.1    

3. Einschluss von im Haushalt beschäftigten Personen 
(auch Au-pair-Haushaltshilfen, Pfleger) 

2.1.5 bzw. 
2.2.1 (Single)    

4. den Versicherten in Notfällen helfende Personen 
2.1.7 bzw.  
2.2.2 (Single) 

nicht vereinbart nicht vereinbart  

II. in den Tarifen Familie und Aktiv 60 zusätzlich     

5. Ehegatte oder Partner des VN 2.1.1    

6. unverheiratete Kinder des/der VN und seines/r Ehegatten/in 
bzw. Lebenspartners/in: 
a) Kinder bis zur Vollendung des 29. Lebensjahres, sofern kein 

eigenes Einkommen erzielt wird – Ausbildungsvergütung 
gilt nicht als Einkommen 

 
2.1.2.1 

 

 

 

 

 

 

b) Nachversicherungsschutz für mitversicherte Kinder von bis 
zu 12 Monaten ab Erzielung eines eigenen Einkommens 

2.1.2.1    

c) behinderte volljährige Kinder, die in häuslicher Gemein-
schaft mit dem Versicherungsnehmer leben oder in einem 
Behindertenheim untergebracht sind 

2.1.2.2    

7. Eltern, Großeltern oder Enkel, die in häuslicher Gemeinschaft 
mit dem VN leben oder in einem Alten- oder Pflegeheim unter-
gebracht sind 

2.1.3 nicht vereinbart   

8. Nachversicherungsschutz für 12 Monate bei Ausscheiden Mit-
versicherter 2.1.6 nicht vereinbart   

Ansprüche untereinander     

9. übergangsfähige Regressansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer von Sozialversicherungsträgern und privaten 
Krankenversicherungsträgern, Sozialhilfeträgern, öffentlichen 
und privaten Arbeitgebern wegen Personenschäden 

2.1.4.1    

10. unmittelbare Ansprüche wegen Personen- oder sonstiger 
Schäden von im Haushalt des VN beschäftigten Personen (z. B. 
Au-pair, Pflegekräfte) 

2.1.4.2 bzw. 
2.2.3 (Single)    

Eigentum und Miete     

11. Haftpflicht als Inhaber 
a) eines Einfamilienhauses, von Wohnungen, eines Wochen-

end-/Ferienhauses und/oder eines feststehenden Wohn-
wagens 

1.3.1 und 
1.3.2 

 

 

 

 

 

 

b) statt eines Einfamilienhauses auch ein mitbewohntes Zwei-
familien- oder ein Generationenhaus 1.3.2 nicht vereinbart   

c) statt eines Einfamilienhauses auch zwei Einfamilienhäuser 
oder ein Mehrfamilienhaus bis vier Wohneinheiten 1.3.2 nicht vereinbart nicht vereinbart  

einschl. der zugehörigen Garagen/Stellplätze, Gärten, Pools 
oder Teiche sowie als Inhaber eines Schrebergartens ein-
schließlich Streu- und Reinigungspflicht 

1.3    

12. Haftpflicht als Inhaber unbebauter Grundstücke bis 10.000 qm 1.3.3 nicht vereinbart   

13. Haftpflicht als Inhaber von Immobilien nach Nr. 11 und 12
dieser Pauschaldeklaration im europäischen Ausland (ohne 
Vermietung) 

1.3.4 nicht vereinbart   

14. Besitz und Gebrauch von Photovoltaikanlagen und anderer An-
lagen zur Gewinnung erneuerbarer Energien 

1.3.6 
bis 15 kWp 
ohne  Ein-

speisungsrisiko 

bis 15 kWp 
mit  Ein-

speisungsrisiko 

mit Einspeisungs-
risiko 

 



H  2 7 1 6   0 4 / 2 0 1 6  d  2  von 5  = mitversichert/vereinbart 

 

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen 
zur Privat-Haftpflichtversicherung (BBR PHV 2016) 

Ziffer Standard Plus Premium 

15. Bauherrenhaftpflicht bei privaten Bauarbeiten, einschl. dem 
Gebrauch von Kränen und Winden, 
a) bis zu einer Bausumme von  

1.4.1 

 
 

50.000 Euro 

 
 

350.000 Euro 

 
 

350.000 Euro 

b) nur an den in Nr. 11 dieser Pauschaldeklaration genannten 
Immobilien bis zu einer Bausumme von 50.000 Euro 

ohne Begrenzung 
der Bausumme 

ohne Begrenzung 
der Bausumme 

mit Bauhelferhaftpflicht (persönliche gesetzliche Haftpflicht der 
Bauhelfer) 1.4.6 nicht vereinbart nicht vereinbart  

mit Schäden durch Senkungen und Erdrutschungen abseits 
des Baugrundstückes 1.4.7 nicht vereinbart nicht vereinbart  

16. Schäden an zu privaten Zwecken gemieteten Räumen in Ge-
bäuden 

4.3.1 500.000 Euro   

17. Mietsachschäden an Mobiliar in Unterkünften (z. B. Hotels, 
Ferienwohnungen/-häusern) 

4.3.2 nicht vereinbart   

18. Schäden an zu privaten Zwecken gemieteten, geliehenen, 
gepachteten, geleasten oder gefälligkeitshalber überlassenen 
fremden beweglichen Sachen, die nicht Einrichtungsgegen-
stände sind 

4.3.3 nicht vereinbart 
10.000 Euro 

(150 Euro SB) 
 

(ohne SB) 

19. Regressverzicht bei Rückgriffsansprüchen auf Familienange-
hörige nach Erbschaft einer Immobilie nach Nr. 11 und 12
dieser Pauschaldeklaration 

4.15 nicht vereinbart   

Vermietung     

20. Vermietung von nachfolgenden Immobilien im Inland: 

a) einzeln vermietete Räume 

 
1.3.5.1 a), 
1.3.5.2 und 
1.3.5.3 

max. fünf Räume, 
nur zur privaten 

Nutzung 

max. fünf Räume,
auch zur gewerb-
lichen Nutzung 

ohne mengen-
mäßige Begren-
zung, auch zur 
gewerblichen 

Nutzung 

b) bis zu drei Wohnungen  
sowie alle dazugehörigen Stellplätze und Garagen 1.3.5.1 b) nicht vereinbart   

c) ein Einfamilien- und/oder Ferienhaus 
sowie alle dazugehörigen Stellplätze und Garagen 1.3.5.1 c) nicht vereinbart   

d) bis zu sechs Ferienzimmer, ohne Ausschank nach dem 
Gaststättengesetz 1.3.5.4 nicht vereinbart   

Freizeit     

21. ehrenamtliche Tätigkeit aufgrund eines sozialen unentgeltlichen 
Engagements 

1.1.3    

22. Besitz und Gebrauch von Fahrrädern, auch nicht versicherungs-
pflichtigen Elektrofahrrädern (Pedelecs), inklusive Teilnahme 
an Radrennen 

1.1.4.1    

23. Ausübung von Sport (ausgenommen Jagd und Teilnahme an 
Pferde- und Kraftfahrzeugrennen sowie Training hierzu) 

1.1.4.2    

24. Erlaubter Besitz und Gebrauch von Waffen und Munition zu 
privaten Zwecken (nicht zur Jagd oder strafbaren Handlungen) 

1.1.4.3    

Beruf und sonstige Tätigkeiten     

25. Tätigkeit als Tagesmutter/-vater (auch entgeltlich) 4.7.1 nicht vereinbart   

26. Mitversicherung bestimmter nebenberuflicher Tätigkeiten 
ohne eigene Betriebsstätte bis zu einem Jahresumsatz 
von 12.000 Euro 

4.7.2 nicht vereinbart   

27. Tätigkeit als gerichtlich bestellter Betreuer/Vormund 4.7.3 nicht vereinbart   

28. Nutzung eines häuslichen Arbeitszimmers 4.7.4 nicht vereinbart   

29. Haftpflichtansprüche von Arbeitgebern/Dienstherren oder Arbeits-
kollegen (Sachschäden) – auch bei Praktikum oder Ferienjob 
im Ausland (Work & Travel) 

4.13 nicht vereinbart 
5.000 Euro 

(150 Euro SB) 
10.000 Euro 
(ohne SB) 

30. Zusatzrisiko Berufshaftpflicht für Lehrer und Erzieher 
(auch Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst) 

7 nicht vereinbart   

31. Zusatzrisiko Diensthaftpflicht für Beamte oder Angestellte im 
öffentlichen Dienst 

8 nicht vereinbart   

Besitz und Gebrauch von Fahrzeugen und Geräten     

32. eigene und fremde Kite-Sailing-Geräte, solange der benötigte 
Drachen bzw. Schirm nicht in Höhen von mehr als 30 Metern 
über Grund oder Wasser betrieben werden kann 

1.1.4.4    

33. eigene und fremde Segelfahrzeuge (z. B. Strandgleiter), jedoch 
keine Luft-, Kraft- und Wasserfahrzeuge 

1.1.4.5    

 



H  2 7 1 6   0 4 / 2 0 1 6  d  3  von 5  = mitversichert/vereinbart 

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen 
zur Privat-Haftpflichtversicherung (BBR PHV 2016) 

Ziffer Standard Plus Premium 

34. auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehrende Kfz und 
Anhänger, ohne Rücksicht auf deren Höchstgeschwindigkeit 

3.2.1.1    

35. Kraftfahrzeuge bis 6 km/h bauartbedingter Höchstgeschwindig-
keit (auch Kranken- oder Elektrorollstühle) 

3.2.1.2    

36. selbstfahrende Arbeitsmaschinen bis 20 km/h bauartbedingter 
Höchstgeschwindigkeit (auch Aufsitzrasenmäher oder Mähroboter) 

3.2.1.3    

37. nicht versicherungspflichtige Anhänger 3.2.1.4    

38. Staplern mit nicht mehr als 20 km/h bauartbedingter Höchst-
geschwindigkeit 

3.2.1.5    

39. ferngelenkte Land-Modellfahrzeuge 3.2.1.6    

40. motorgetriebene Krankenfahrstühle, sofern sie nicht versiche-
rungspflichtig sind 

3.2.1.7    

41. motorgetriebene Golfwagen bis 30 km/h (nicht versicherungs-
pflichtig) 

3.2.1.8 nicht vereinbart   

42. Kinderfahrzeuge bis 10 km/h bauartbedingter Höchstgeschwin-
digkeit 

3.2.1.9 nicht vereinbart nicht vereinbart  

43. Be- und Entladeschäden 3.2.2 nicht vereinbart 
2.500 Euro 

(100 Euro SB) 
 

(ohne SB) 

44. Betankungsschäden an fremden Kraftfahrzeugen 3.2.3 nicht vereinbart 
1.000 Euro 

(100 Euro SB) 
2.500 Euro 
(ohne SB) 

45. a) Übernahme der Vollkasko SB bei Schäden an fremden 
Kraftfahrzeugen 

3.2.4.1 nicht vereinbart 
1.000 Euro 

(100 Euro SB) 
 

(ohne SB) 
b) Rabattausgleich (Kfz-Haftpflicht) bei Schäden an fremden 

Kraftfahrzeugen bei einer SFR-Rückstufung 3.2.4.2 nicht vereinbart 3 Jahre 5 Jahre 

46. gemietete Kraftfahrzeuge in Europa (Mallorca-Deckung) 3.2.5 nicht vereinbart   

47. Flugmodelle, unbemannte Ballone und Flugdrachen 

a) ohne Motor oder Treibsätze bis zu einem Fluggewicht von 
 
3.3.2 

 
5 kg 

 
5 kg 

 
5 kg 

b) mit Motor bis zu einem Fluggewicht von 3.3.3 nicht vereinbart nicht vereinbart 5 kg 

48. eigene und fremde Surfbretter und Windsurfbretter, Ruder- und 
Paddelboote sowie fremde Segelboote (jeweils ohne Motor) 

3.4.1.1    

49. gelegentlicher Gebrauch von fremden Wassersportfahrzeugen 
mit Motoren, sofern keine behördliche Erlaubnis erforderlich ist 

3.4.1.1    

50. ferngelenkte Wasser-Modellfahrzeuge 3.4.1.2    

51. eigene Segelboote bis 20 qm Segelfläche  
(mit und ohne Hilfsmotor) 

3.4.1.3 nicht vereinbart   

52. Gebrauch von eigenen Motorbooten bis 15 PS 3.4.1.4 nicht vereinbart nicht vereinbart  

Tiere     

53. Halten und Hüten zahmer Haustiere (außer Hunde, Rinder, 
Pferde und sonstige Reit- und Zugtiere, wilde Tiere) zu privaten 
Zwecken 

1.2.1    

54. Hüten fremder Hunde (nicht gewerbsmäßig) 1.2.2.1    

55. Hüten fremder Pferde (nicht gewerbsmäßig) 1.2.2.2    

56. Reiten fremder Pferde 1.2.2.3    

57. Benutzung fremder Fuhrwerke zu privaten Zwecken 1.2.2.4    

58. Halten von Assistenz- oder Behindertenbegleithunden für den 
eigenen Bedarf 

1.2.2.5 nicht vereinbart   

59. erlaubtes Halten wilder Tiere im eigenen Haushalt 1.2.2.6 nicht vereinbart   

60. Rettungs- und Bergungskosten für Tiere nach Nr. 53, 58 und 59 
dieser Pauschaldeklaration 

4.16 nicht vereinbart 
2.500 Euro 

(100 Euro SB) 
5.000 Euro 
(ohne SB) 

Vorübergehender Auslandsaufenthalt     

61. a) in EU-Staaten, Schweiz, Norwegen, Island und Liechtenstein 
4.2 

bis zu 5 Jahren unbegrenzt unbegrenzt 

b) in sonstigen Ländern bis zu 2 Jahren bis zu 5 Jahren bis zu 5 Jahren 

62. vorübergehende Benutzung oder Miete von Häusern und Woh-
nungen im Ausland 

4.2.3    

63. Kaution bei Schäden im Ausland 
a) in EU-Staaten, Schweiz, Norwegen, Island und Liechtenstein 4.8 

nicht vereinbart 100.000 Euro 150.000 Euro 

b) weltweit nicht vereinbart nicht vereinbart 150.000 Euro 
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Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen 
zur Privat-Haftpflichtversicherung (BBR PHV 2016) 

Ziffer Standard Plus Premium 

Gewässer- und Umweltschäden     

64. Gewässerschäden – außer Anlagenrisiko (Gewässerschaden-
Restrisiko) 

5.1    

65. privat genutzte Abwassergrube ausschließlich für häusliche Ab-
wässer ohne Einleitung in ein Gewässer bis zu einer Einheits-
versicherungssumme für Personen-, Sach- und Vermögens-
schäden von 

5.2.1.1.1 
und 5.2.2 

3.000.000 Euro 5.000.000 Euro  

66. Anlagenrisiko für Kleingebinde mit einem Einzelfassungsver-
mögen bis 100 l/kg bis zu einer Einheitsversicherungssumme 
für Personen-, Sach- und Vermögensschäden von 

5.2.1.1.2 
und 5.2.2 

3.000.000 Euro 5.000.000 Euro  

67. Anlagenrisiko für ober- und unterirdische Tankanlagen (z. B. 
Heizöltanks) in einer mitversicherten Immobilie bis zu einer 
Einheitsversicherungssumme für Personen-, Sach- und Ver-
mögensschäden von 

5.2.1.1.3 
und 5.2.2 

nicht vereinbart 5.000.000 Euro  

68. Anlagenrisiko aus dem erlaubten privaten Besitz und Betrieb 
einer Kleinkläranlage mit einer Auslegung für höchstens 18 Ein-
wohnerwerte oder einer Sickergrube, jeweils für häusliche Ab-
wässer 

5.2.1.1.4 
und 5.2.2 

nicht vereinbart nicht vereinbart  

69. Schäden an eigenen unbeweglichen Sachen durch Ölaustritt 
(gilt nicht bei Schäden durch höhere Gewalt) bis zu einer Ein-
heitsversicherungssumme für Personen-, Sach- und Vermögens-
schäden von 

5.2.7 3.000.000 Euro 5.000.000 Euro  

70. Versicherungsschutz für Umweltschäden gemäß Umweltscha-
densgesetz (USchadG) im Rahmen der vereinbarten Versiche-
rungssumme, höchstens jedoch bis 

5.3 3.000.000 Euro 5.000.000 Euro 5.000.000 Euro 

Sonstiges     

71. Schäden aus dem Austausch, der Übermittlung und der Bereit-
stellung elektronischer Daten (z. B. im Internet, per E-Mail oder 
mittels Datenträger) 

4.1 50.000 Euro 1.000.000 Euro 10.000.000 Euro

72. Vermögensschäden 4.4 50.000 Euro   

73. Verlust fremder Schlüssel – auch Codekarten (nicht jedoch aus 
dem Verlust von Tresorschlüsseln), die sich aus folgenden 
Gründen im Gewahrsam der Versicherten befinden: 
a) ausschließlich zu privaten Zwecken 

 
 
4.5 

5.000 Euro   

b) zu gewerblichen, dienstlichen oder amtlichen Zwecken 
(auch Vereinsschlüssel) 5.000 Euro 50.000 Euro  

74. Erhöhung der Vorsorgeversicherung bis zu einer Pauschalver-
sicherungssumme für Personen- und Sachschäden von maximal 

4.6 3.000.000 Euro 3.000.000 Euro 
10.000.000 Euro

auch für 
Vermögensschäden

75. Forderungsausfallversicherung 4.9 nicht vereinbart   

76. Forderungsausfallversicherung bei Schäden durch Hunde oder 
Pferde 

4.9.1.3 nicht vereinbart   

77. Forderungsausfallversicherung bei Schäden durch Kfz 4.9.1.4 nicht vereinbart   

78. Schäden durch Gefälligkeitshandlungen 4.10 nicht vereinbart 100.000 Euro  

79. Schäden durch nicht deliktfähige Personen 
a) Personenschäden  

4.11 

 
nicht vereinbart 

 
(150 Euro SB) 

 
(ohne SB) 

b) Sach- und Vermögensschäden nicht vereinbart 
100.000 Euro 
(150 Euro SB) 

 
(ohne SB) 

80. Neuwertentschädigung bei Schäden bis 2.500 Euro 4.12 nicht vereinbart   

81. Haftpflichtansprüche aus Benachteiligungen (AGG) 4.14 nicht vereinbart   

82. Schäden durch Asbest 4.17 nicht vereinbart nicht vereinbart  

83. Leistungsgarantie gegenüber Musterbedingungen des Verbandes 6.2.1    

84. Leistungsgarantie Mindeststandard Arbeitskreis Beratungs-
prozesse 

6.2.2    

85. Updategarantie 6.2.3 nicht vereinbart   

86. Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit des Versicherungsnehmers 6.3    

87. Home-Service 6.4    

88. Verzicht auf Leistungsbeschränkung bei versehentlicher Oblie-
genheitsverletzung 

6.8 nicht vereinbart   
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Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen 
zur Privat-Haftpflichtversicherung (BBR PHV 2016) 

Ziffer Standard Plus Premium 

Versicherungsschutz besteht auch für nachfolgende Tatbe-
stände, ohne dass sie ausdrücklich in den Besonderen Bedingungen 
und Risikobeschreibungen zur Privat-Haftpflichtversicherung aufge-
führt sind. Versicherungsschutz besteht auf der Grundlage der dem 
Vertrag zugrunde liegenden Bedingungen. 

    

89. Teilnahme am fachpraktischen Unterricht einschl. Laborarbeiten     

90. Allmählichkeitsschäden     

91. Schäden als Pkw-Mitfahrer (nicht Eigentümer, Halter) beim 
Öffnen der Kfz-Tür 

    

92. Flüssiggastanks - Verkehrssicherungspflicht aus dem Besitz     
 
 
 
 

Nachstehende Bestimmungen gelten nur, sofern sie beantragt 
und beurkundet wurden:  Standard Plus Premium 

Zusatzrisiko „Best Leistungsgarantie“ 
ZB PHV Best Leistung 

    

93. Best Leistungsgarantie  nicht möglich nicht möglich 
nur bei  

ausdrücklicher 
Vereinbarung 

Zusatzrisiko „Opferhilfe“ 
ZB PHV Opferhilfe 

    

94. Versicherungsschutz für den Fall, dass eine versicherte Person 
Opfer einer Gewalttat wird. Leistung bis 50.000 Euro 

 nicht möglich 
nur bei  

ausdrücklicher 
Vereinbarung 

nur bei  
ausdrücklicher 
Vereinbarung 

Zusatzrisiko „Rechtsschutz Forderungsausfall“ 
ZB PHV Rechtsschutz 

    

95. Rechtsschutzversicherung in Ergänzung zur Forderungsaus-
falldeckung bis zu einer Entschädigungsleistung von bis zu 
250.000 Euro für Streitwerte über 1.000 Euro 

 nicht möglich 
nur bei  

ausdrücklicher 
Vereinbarung 

nur bei  
ausdrücklicher 
Vereinbarung 

 



 
 
 
 
 
 
 

Allgemeine Versicherungsbedingungen 
für die Haftpflichtversicherung (AHB) 
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Umfang des Versicherungsschutzes 

1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten 
Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen 
eines während der Wirksamkeit der Versicherung eingetre-
tenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das einen 
Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Vermö-
gensschaden zur Folge hatte, aufgrund 

g e s e t z l i c h e r  H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n  
p r i v a t r e c h t l i c h e n  I n h a l t s  

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch ge-
nommen wird. 

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die 
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den 
Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum Schadener-
eignis geführt hat, kommt es nicht an. 

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch 
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 

(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadens-
ersatz statt der Leistung; 

(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nach-
erfüllung durchführen zu können; 

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegen-
standes oder wegen des Ausbleibens des mit der Ver-
tragsleistung geschuldeten Erfolges; 

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen 
auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung; 

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzöge-
rung der Leistung; 

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender 
Ersatzleistungen. 

1.3 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen. 

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsank-
tionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten 
von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, so-
weit dem nicht europäische oder deutsche Rechtsvor-
schriften entgegenstehen. 

2 Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen 

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Verein-
barung erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht pri-
vatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen 

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch 
durch Sachschäden entstanden sind; 

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf 
finden dann die Bestimmungen über Sachschäden An-
wendung. 

3 Versichertes Risiko 

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haft-
pflicht 

(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträ-
gen angegebenen Risiken des Versicherungsnehmers, 

(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Ri-
siken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder 
Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- 
oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die 
der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht un-
terliegen, 

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach 
Abschluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorge-
versicherung) und die in Ziffer 4 näher geregelt sind. 

3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhun-
gen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender 
oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer 
kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von 
Ziffer 21 kündigen. 

4 Vorsorgeversicherung 

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages 
neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertra-
ges sofort versichert. 

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auffor-
derung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb 
eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch 
mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Ver-
sicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der 
Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend 
ab dessen Entstehung. 

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko 
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss 
der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzuge-
kommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstri-
chen war. 

(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko ei-
nen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine 
Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer 
Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht 
zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das 
neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 
Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Ziffer 4.1 (2) auf 
den Betrag von 1.000.000 Euro für Personenschäden und 
500.000 Euro für Sachschäden und – soweit vereinbart – 
50.000 Euro für Vermögensschäden begrenzt, sofern nicht 
im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen 
festgesetzt sind. 

4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken 

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahr-
zeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder Versiche-
rungspflicht unterliegen; 

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von 
Bahnen; 

(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 
unterliegen; 

(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb 
im Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen 
zu versichern sind. 

5 Leistungen der Versicherung 

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-
pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers 
von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen. 

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn 
der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräf-
tigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Ent-
schädigung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch 
gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom 
Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers 
abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den 
Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Aner-
kenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsneh-
mers mit bindender Wirkung für den Versicherer festge-
stellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer bin-
nen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen. 

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung 
des Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche 
zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des 
Versicherungsnehmers abzugeben. 
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Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechts-
streit über Schadensersatzansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer, ist der Versicherer zur Prozessführung be-
vollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen des Ver-
sicherungsnehmers auf seine Kosten. 

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereig-
nisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden 
Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung 
eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem 
Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versi-
cherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm 
besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers. 

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter 
das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zah-
lenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Aus-
übung dieses Rechts bevollmächtigt. 

6 Begrenzung der Leistungen 

6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssum-
men begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versi-
cherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige 
Personen erstreckt. 

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 
Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das Doppelte 
der vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. 

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungs-
fall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle 
eingetreten ist, wenn diese 

• auf derselben Ursache, 

• auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sach-
lichem und zeitlichem, Zusammenhang oder 

• auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 

beruhen. 

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versiche-
rungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im 
Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Scha-
densersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas an-
deres vereinbart wurde, ist der Versicherer auch in diesen 
Fällen zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprü-
che verpflichtet. 

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 
nicht auf die Versicherungssummen angerechnet. 

6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus 
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt 
der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Versi-
cherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche. 

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Ren-
tenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der 
Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug et-
waiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall 
noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme, 
so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versi-
cherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert 
der Rente vom Versicherer erstattet. 

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung über den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in 
der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles. 

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versi-
cherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteili-
gen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versiche-
rungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen 
verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, werden 
die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der 
Versicherungssumme abgesetzt. 

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder 
Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers schei-
tert, hat der Versicherer für den von der Weigerung an ent-
stehenden Mehraufwand an Entschädigungsleistung, Zin-
sen und Kosten nicht aufzukommen. 

7 Ausschlüsse 

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versi-
cherung ausgeschlossen: 

7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
vorsätzlich herbeigeführt haben. 

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren 
Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 

• Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 

• Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder 
Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers hinausgehen. 

7.4 Haftpflichtansprüche 

(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 7.5 
benannten Personen gegen die Mitversicherten, 

(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben 
Versicherungsvertrages, 

(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versi-
cherungsvertrages. 

7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 

(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Ver-
sicherungsvertrag mitversicherten Personen gehören; 

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im 
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder ver-
gleichbarer Partnerschaften nach dem Recht anderer 
Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, 
Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern 
und -kinder (Personen, die durch ein familienähnliches, 
auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern 
und Kinder miteinander verbunden sind). 

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, 
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähi-
ge, beschränkt geschäftsfähige oder betreute Person 
ist; 

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine juristische Person des privaten 
oder öffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger 
Verein ist; 

(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesell-
schaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene 
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts ist; 

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist; 

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzver-
waltern; 

zu Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5: 

Die Ausschlüsse unter Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5 (2) bis 7.5 (6) 
erstrecken sich auch auf Haftpflichtansprüche von Angehö-
rigen der dort genannten Personen, die mit diesen in häus-
licher Gemeinschaft leben. 

7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, 
geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht 
erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen Ver-
wahrungsvertrages sind. 

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
wenn 

(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers an diesen Sa-
chen (Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prüfung 
und dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen Sachen 
gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen 
oder Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit be-
troffen waren; 
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(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versi-
cherungsnehmer diese Sachen zur Durchführung sei-
ner gewerblichen oder beruflichen Tätigkeiten (als 
Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) 
benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Aus-
schluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von 
ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen waren; 

(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers entstanden sind 
und sich diese Sachen oder – sofern es sich um un-
bewegliche Sachen handelt – deren Teile im unmittel-
baren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden ha-
ben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass er zum Zeitpunkt der Tä-
tigkeit offensichtlich notwendige Schutzvorkehrungen 
zur Vermeidung von Schäden getroffen hatte. 

zu Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7: 

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziffer 7.6 
und Ziffer 7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, 
Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des 
Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der 
Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versiche-
rungsnehmer als auch für die durch den Versicherungsver-
trag etwa mitversicherten Personen. 

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versiche-
rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbei-
ten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstel-
lung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt 
auch dann, wenn die Schadenursache in einem mangel-
haften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften 
Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung 
der Sache oder Leistung führt. 

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Drit-
te im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungsneh-
mers die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder die 
Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen haben. 

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden 
Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetz-
buch VII sind jedoch mitversichert. 

7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer we-
gen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder 
anderen auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) 
basierenden nationalen Umsetzungsgesetzen geltend ge-
macht werden. Dies gilt auch dann, wenn der Versiche-
rungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Er-
stattung der durch solche Umweltschäden entstandenen 
Kosten in Anspruch genommen wird. 

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche 
erhalten, die auch ohne Bestehen des Umweltschadens-
gesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsricht-
linie (2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsge-
setze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmun-
gen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungs-
nehmer geltend gemacht werden könnten. 

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung 
privater Haftpflichtrisiken. 

(b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelt-
einwirkung. 

Dieser Ausschluss gilt nicht 

(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken 

oder 

(2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer 
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), 
durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausfüh-
rung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten 
entstehen (Produkthaftpflicht). 

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden 
durch Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstel-
lung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung 
oder Wartung von 

• Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche 
Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzu-

lagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-
Anlagen); 

• Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaf-
tungsgesetz (UmweltHG-Anlagen); 

• Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden 
Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzei-
gepflicht unterliegen; 

• Abwasseranlagen 

oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anla-
gen bestimmt sind. 

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 
asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzufüh-
ren sind. 

7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem 
oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit energierei-
chen ionisierenden Strahlen (z. B. Strahlen von radioakti-
ven Stoffen oder Röntgenstrahlen). 

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen 
sind auf 

(1) gentechnische Arbeiten, 

(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 

(3) Erzeugnisse, die 

• Bestandteile aus GVO enthalten, 

• aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen 
durch 

(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer 
handelt, 

(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen, 

(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Ge-
wässer. 

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, 
der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Da-
ten, soweit es sich handelt um Schäden aus 

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten, 

(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten, 

(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaus-
tausch, 

(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- 
oder Namensrechtsverletzungen. 

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, 
Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonsti-
gen Diskriminierungen. 

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der 
Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers 
resultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch 
Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von 
ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. In 
beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der Ver-
sicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig gehandelt hat. 

 
 

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung 

8 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungs-
nehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im 
Sinne von Ziffer 9.1 zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag 
enthält die Versicherungsteuer, die der Versicherungsneh-
mer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrich-
ten hat. 

9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / 
erster oder einmaliger Beitrag 

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungs-
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scheins fällig. Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten 
vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des 
ersten Jahresbeitrags. 

9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren 
Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem 
Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags 
eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) 
oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-
schein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Bei-
trags aufmerksam gemacht hat. 

9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. 
Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht 
zu vertreten hat. 

10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag 

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeit-
raums fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versi-
cherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebe-
nen Zeitpunkt erfolgt. 

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten 
in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens 
zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur 
wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechts-
folgen angibt, die nach den Ziffern 10.3 und 10.4 mit dem 
Fristablauf verbunden sind. 

10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem 
Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn 
er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 Abs. 3 
darauf hingewiesen wurde. 

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer 
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er 
den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
nach Ziffer 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den ange-
mahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versiche-
rungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und 
der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versi-
cherungsschutz. Die Leistungsfreiheit des Versicherers 
nach Ziffer 10.3 bleibt unberührt. 

11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungs-
nehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 
die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüg-
lich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforde-
rung des Versicherers erfolgt. 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerru-
fen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen 
Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen 
werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung 

außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Ver-
sicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst 
verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform auf-
gefordert worden ist. 

12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind 
die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. 

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen. 

13 Beitragsregulierung 

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzutei-
len, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos 
gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Diese 
Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Bei-
tragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf 
Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen 
Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom 
Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschul-
den trifft. 

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-
nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab 
dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulie-
rung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab 
dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versiche-
rer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf 
dadurch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend Zif-
fer 15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen 
Erhöhungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags wer-
den berücksichtigt. 

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den 
die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe 
des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten 
Beitrages verlangen. Werden die Angaben nachträglich 
gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom 
Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird nur zu-
rückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Mona-
ten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages er-
folgten. 

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung 
auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere 
Jahre. 

14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versiche-
rer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, 
nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. 

15 Beitragsangleichung 

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsanglei-
chung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Um-
satzsumme berechnet werden, findet keine Beitragsanglei-
chung statt. Mindestbeiträge unterliegen unabhängig von 
der Art der Beitragsberechnung der Beitragsangleichung. 

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung 
für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Pro-
zentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der Durch-
schnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der All-
gemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen Versiche-
rer gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder ver-
mindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die 
nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. 

Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell 
durch den einzelnen Schadenfall veranlassten Ausgaben 
für die Ermittlung von Grund und Höhe der Versicherungs-
leistungen. 
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Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres 
ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzah-
lungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum 
neu angemeldeten Schadenfälle. 

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im 
Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbei-
trag um den sich aus Ziffer 15.2 ergebenden Prozentsatz 
zu verändern (Beitragsangleichung). Der veränderte Folge-
jahresbeitrag wird dem Versicherungsnehmer mit der 
nächsten Beitragsrechnung bekannt gegeben. 

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Ver-
sicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen 
geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der 
Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Ziffer 15.2 ermit-
telt hat, so darf der Versicherer den Folgejahresbeitrag nur 
um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durch-
schnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unterneh-
menseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; 
diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die sich 
nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde. 

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziffer 15.2 oder 15.3 unter 
5 Prozent entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Verände-
rung ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen. 

 
 

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung 

16 Dauer und Ende des Vertrages 

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebe-
ne Zeit abgeschlossen. 

16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ab-
lauf der jeweiligen Vertragsdauer eine Kündigung zuge-
gangen ist. 

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt. 

16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten 
Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die 
Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen sein. 

17 Wegfall des versicherten Risikos 

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfal-
len, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. 
Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte erheben 
können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis zu 
dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er vom Weg-
fall Kenntnis erlangt. 

18 Kündigung nach Beitragsangleichung 

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung 
gemäß Ziffer 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versiche-
rungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frü-
hestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Bei-
tragserhöhung wirksam werden sollte. 

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mittei-
lung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung 
muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat 
vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen. 

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kün-
digungsrecht. 

19 Kündigung nach Versicherungsfall 

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn 

• vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet 
wurde oder 

• dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter 
den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch 
gerichtlich zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform  
spätestens einen Monat nach der Schadensersatzzahlung 
oder der Zustellung der Klage zugegangen sein. 

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je-
doch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirk-
sam wird. 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversiche-
rung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dau-
er seines Eigentums sich aus dem Versicherungsverhältnis 
ergebenden Rechte und Pflichten ein. 

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen 
Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird. 

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 

• durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer 
Frist von einem Monat, 

• durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofor-
tiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden Ver-
sicherungsperiode 

in Textform gekündigt werden. 

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 

• der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Übergang 
auf den Dritten Kenntnis erlangt; 

• der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum 
Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen 
bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis 
erlangt. 

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer lau-
fenden Versicherungsperiode und wird das Versicherungs-
verhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versiche-
rungsnehmer und der Dritte für den Versicherungsbeitrag 
dieser Periode als Gesamtschuldner. 

20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer 
durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Drit-
ten unverzüglich anzuzeigen. 

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht be-
steht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in 
dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, 
und der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden 
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für 
alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der 
Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Ver-
sicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht 
keinen Gebrauch gemacht hat. 

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzei-
gepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräuße-
rung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzei-
ge hätte zugehen müssen. 

21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung 
oder Erlass von Rechtsvorschriften 

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung 
bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der 
Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Mo-
nats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der 
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 
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22 Mehrfachversicherung 

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, 
ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er 
die Aufhebung des später geschlossenen Vertrages ver-
langen. 

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versiche-
rungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend 
macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung Kennt-
nis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirk-
sam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem 
Versicherer zugeht. 

 
 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-
nehmers 

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für den Entschluss des Versi-
cherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten 
Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch in-
soweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in 
Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf 
den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den 
Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzu-
schließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerhebli-
chen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so 
behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis ge-
habt oder dies arglistig verschwiegen. 

23.2 Rücktritt 

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahr-
erheblichen Umständen berechtigen den Versicherer, 
vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. 

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Ver-
treter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahr-
lässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte. 

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis-
tung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der 
der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versiche-
rer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Mo-
nat in Schriftform kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der 
Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertre-
ten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Ge-
fahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb ei-
nes Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
fristlos kündigen. 

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 23.2 und 23.3 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich gel-
tend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem 
er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er 
hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Mo-
natsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 23.2 
und 23.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer An-
zeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 23.2 und 
23.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der An-
zeige kannte. 

23.4 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb an-
gemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die 
Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen 
unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt 
hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend. 

25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 

25.1 Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine Scha-
densersatzansprüche erhoben worden sind, dem Versiche-
rer innerhalb einer Woche anzuzeigen. Das Gleiche gilt, 
wenn gegen den Versicherungsnehmer Haftpflichtansprü-
che geltend gemacht werden. 

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Wei-
sungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es 
für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem 
Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schaden-
berichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung 
und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach 
Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des Scha-
dens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür ange-
forderten Schriftstücke übersandt werden. 

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwalt-
schaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren ein-
geleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich 
der Streit verkündet, hat er dies unverzüglich anzuzeigen. 

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 
Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der Ver-
sicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst 
erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des 
Versicherers bedarf es nicht. 
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25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des 
Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der Versiche-
rer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers einen 
Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem Rechts-
anwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte ertei-
len und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung 
fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs-
recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf gro-
ber Fahrlässigkeit beruhte. 

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versiche-
rer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung 
in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig da-
von, ob der Versicherer ein ihm nach Ziffer 26.1 zustehen-
des Kündigungsrecht ausübt. 

 
 

Weitere Bestimmungen 

27 Mitversicherte Person 

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprü-
che gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer 
selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die 
Mitversicherten entsprechend anzuwenden. Die Bestim-
mungen über die Vorsorgeversicherung (Ziffer 4) gelten 
nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Mit-
versicherten entsteht. 

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist 
neben den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegen-
heiten verantwortlich. 

28 Abtretungsverbot 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Fest-
stellung ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten 
noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschädig-
ten Dritten ist zulässig. 

29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 

29.1 Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit 
in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind 
die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und An-
zeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und die 
unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Text-
form abzugeben. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung 
des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder 
in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäfts-
stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über 
den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unbe-
rührt. 

29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil-
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. 
Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Brie-
fes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall ei-
ner Namensänderung des Versicherungsnehmers. 

29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verle-
gung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen 
der Ziffer 29.2 entsprechende Anwendung. 

30 Verjährung 

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der 
Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die 
Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in 
Textform zugeht. 

31 Zuständiges Gericht 

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versi-
cherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Ge-
richt örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn 
bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines ge-
wöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das 
zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn 
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, 
Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist. 

31.3 Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die ge-
richtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versiche-
rungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem 
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung. 

32 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
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1. Gegenstand der Versicherung 

Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der 
nachstehenden Besonderen Bedingungen und Risikobe-
schreibungen die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als 

 
1.1 Privatperson 

aus den Gefahren des täglichen Lebens und nicht aus den 
Gefahren eines Betriebes, Berufes, Dienstes oder Amtes. 

Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus einer 

a) verantwortlichen Betätigung in Vereinigungen aller Art 
sowie 

b) ungewöhnlichen und gefährlichen Beschäftigung. 

Insbesondere ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers 

1.1.1 als Familien- und Haushaltungsvorstand (z. B. aus der 
Aufsichtspflicht über Minderjährige); 

1.1.2 als Dienstherr der in seinem Haushalt tätigen Personen; 

1.1.3 aus den Gefahren einer nichtverantwortlichen ehren-
amtlichen Tätigkeit oder Freiwilligenarbeit aufgrund eines 
sozialen unentgeltlichen Engagements. 

Unentgeltlich im Sine dieser Bestimmung sind Tätigkei-
ten auch dann, wenn die versicherte Person hierfür eine 
Aufwandsentschädigung zur Deckung der ihr persönlich 
entstandenen Kosten erhält. 

1.1.3.1 Mitversichert ist insbesondere die Mitarbeit 

• in der Kranken- und Altenpflege, der Behinderten-, 
Kirchen- und Jugendarbeit, 

• in Vereinen, Bürgerinitiativen, Parteien und in Inte-
ressenverbänden, 

• bei der Freizeitgestaltung, in Sportvereinigungen, 
in Musikgruppen, bei Pfadfindern oder gleichartig 
organisierten Gruppen. 

1.1.3.2 Nicht versichert sind die Gefahren aus der Ausübung 

• von öffentlichen/hoheitlichen Ehrenämtern wie z. B. 
als Bürgermeister, Gemeinderatsmitglied, Schöffe, 
Laienrichter, Prüfer für Kammern, Angehöriger der 
freiwilligen Feuerwehr, 

• von wirtschaftlichen/sozialen Ehrenämtern, wie z. B. 
als Vorstand und Ehrenämtern mit beruflichem 
Charakter, wie z. B. Betriebs- oder Personalrat, 
Versichertenältester, Vertrauensperson nach § 40 
Sozialgesetzbuch IV (SGB), beruflicher Betreuer 
nach § 1897 (6) Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). 

1.1.3.3 Der Versicherer leistet keine Entschädigung, soweit für 
den Schaden eine Leistung aus einem anderen Versi-
cherungsvertrag beansprucht werden kann (z. B. Ver-
eins- oder Betriebshaftpflichtversicherung) oder ein 
Dritter zum Ersatz des Schadens verpflichtet ist; 

1.1.4 als Sportler und Hobbytreibender, zum Beispiel 

1.1.4.1 aus dem Besitz und Gebrauch von Fahrrädern 
(auch nicht versicherungspflichtigen Elektrofahrrädern  
– Pedelecs): 

Versichert ist hierunter auch die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Schäden, die verursacht werden bei der Teilnah-
me an Radrennen (zum Beispiel Straßenrundfahrten, 
Triathlon etc.) sowie deren Vorbereitung und Training; 

1.1.4.2 aus der Ausübung von Sport – ausgenommen ist 
eine jagdliche Betätigung und die Teilnahme an Pferde- 
und Kraftfahrzeug-Rennen sowie die Vorbereitung 
hierzu (Training); 

1.1.4.3 aus dem erlaubten privaten Besitz und Gebrauch 
von Hieb-, Stoß- und Schusswaffen sowie Munition 
und Geschossen, nicht jedoch zu Jagdzwecken oder 
zu strafbaren Handlungen; 

1.1.4.4 aus Besitz und Verwendung eigener und fremder 
Kite-Sailing-Geräte, solange der zur Ausübung des 
Sports benötigte Drachen bzw. Schirm nicht in Höhen 

von mehr als 30 Metern über Grund oder Wasser be-
trieben werden kann; 

1.1.4.5 aus Besitz und Verwendung eigener und fremder 
Segelfahrzeuge (z. B Strandgleiter), jedoch keine 
Luft-, Kraft- und Wasserfahrzeuge; 

Hierbei ist auch mitversichert die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers aus den in den Ziffern 1.2 bis 
1.4 genannten Eigenschaften, Rechtsverhältnissen oder 
Tätigkeiten. 

 
1.2 Tierhalter oder Tierhüter 

Mitversichert ist ausschließlich die gesetzliche Haftpflicht 

1.2.1 als Halter oder Hüter von zahmen Haustieren, ge-
zähmten Kleintieren und Bienen, nicht jedoch von 
Hunden, Rindern, Pferden, sonstigen Reit- und Zugtieren, 
wilden Tieren sowie von Tieren, die zu gewerblichen oder 
landwirtschaftlichen Zwecken gehalten werden; 

1.2.2 – soweit Versicherungsschutz nicht über eine Tierhalter-
Haftpflichtversicherung besteht – 

1.2.2.1 als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Hunde; 

1.2.2.2 als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Pferde; 

1.2.2.3 als Reiter bei der Benutzung fremder Pferde; 

1.2.2.4 als Fahrer bei der Benutzung fremder Fuhrwerke 
zu privaten Zwecken. 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche der Tierhal-
ter oder -eigentümer sowie Fuhrwerkseigentümer, es 
sei denn, es handelt sich um Personenschäden; 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

1.2.2.5 als Halter von ausgebildeten Assistenz- oder Be-
hindertenbegleithunden für den eigenen Bedarf,  
z. B. Blindenhund, auch Signal- oder Warnhund; 

1.2.2.6 aus der erlaubten Haltung von wilden Tieren im 
eigenen Haushalt (z. B. Schlangen oder Spinnen); 

 
1.3 Haus- und Grundbesitzer 

Unter der Voraussetzung, dass die in den Ziffern 1.3.1 und 
1.3.2 genannten Immobilien ausschließlich zu Wohnzwe-
cken verwendet werden, ist mitversichert die gesetzliche 
Haftpflicht als Inhaber (Vermieter siehe Ziffer 1.3.5), und 
zwar als 

1.3.1 Inhaber einer oder mehrerer im Inland gelegener 
Wohnungen (bei Wohnungseigentum als Sondereigen-
tümer) – einschließlich Ferienwohnung. 

Bei Sondereigentümern sind versichert Haftpflichtan-
sprüche der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer 
wegen Beschädigung des Gemeinschaftseigentums. Die 
Leistungspflicht erstreckt sich jedoch nicht auf den Mit-
eigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigentum; 

1.3.2 Inhaber eines im Inland gelegenen Einfamilien-
hauses, Wochenend-/Ferienhauses und/oder nicht 
versicherungspflichtigen (feststehenden) Wohnwagens. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Statt eines Einfamilienhauses kann es sich auch um ein 
vom Versicherungsnehmer mitbewohntes Zweifamilien-
haus oder um ein Generationenhaus handeln. 

Ein Generationenhaus ist ein Mehrfamilienhaus, in dem 
neben dem Versicherungsnehmer in den anderen Wohn-
einheiten ausschließlich Großeltern, Eltern, Kinder und/ 
oder Enkelkinder des Versicherungsnehmers wohnen. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Statt eines Einfamilienhauses kann es sich auch um zwei 
Einfamilienhäuser oder ein vom Versicherungsnehmer 
mitbewohntes Mehrfamilienhaus mit bis zu vier Wohn-
einheiten handeln; 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

1.3.3 Inhaber von unbebauten Grundstücken 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers als Inhaber von im Inland gelegenen, 
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unbebauten Grundstücken bis zu einer Gesamtfläche 
von 10.000 qm; 

1.3.4 Inhaber von im europäischen Ausland gelegenen 
Immobilien 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Inhaber (nicht Vermieter) der in den 
Ziffern 1.3.1 bis 1.3.3 genannten Immobilien, auch dann, 
wenn diese im europäischen Ausland (gemäß Ziffer 4.2.2) 
gelegen sind; 

1.3.5 Vermieter 

1.3.5.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Vermieter 
von 

a) nicht mehr als fünf einzelnen Räumen zur privaten 
Nutzung in den in den Ziffern 1.3.1 und 1.3.2 ge-
nannten Wohnungen bzw. Häusern – nicht jedoch 
von Wohnungen als Ganzes und von Garagen; 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

b) bis zu drei im Inland gelegenen Wohnungen sowie 
allen dazugehörigen Stellplätzen und Garagen; 

c) einem im Inland gelegenen Einfamilienhaus und/ 
oder einem Ferienhaus sowie allen dazugehörigen 
Stellplätzen und Garagen. 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

1.3.5.2 Eine gewerbliche Nutzung der gemäß Ziffer 1.3.5.1 a) 
einzeln vermieteten Räume durch den Mieter beein-
trächtigt den Versicherungsschutz nicht. Bei den in Zif-
fer 1.3.2 genannten Häusern gilt dies nur, soweit es 
sich um einzeln vermietete Räume in der vom Versi-
cherungsnehmer bewohnten Wohnung handelt. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

1.3.5.3 Es entfällt die mengenmäßige Begrenzung der vermie-
teten Räume gemäß Ziffer 1.3.5.1 a). 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

1.3.5.4 Mitversichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht als 
Vermieter von bis zu sechs Ferienzimmern – unter der 
Voraussetzung, dass kein Ausschank nach dem Gast-
stättengesetz erfolgt. 

1.3.5.5 Werden die zahlenmäßigen Begrenzungen überschrit-
ten oder Voraussetzungen nicht eingehalten, entfällt 
die Mitversicherung. Es gelten dann die Bestimmungen 
über die Vorsorgeversicherung gemäß Ziffer 4 AHB; 

1.3.6 Betreiber von Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer 
Energien 

1.3.6.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Betreiber einer Photovoltaikanlage 
auf einer der in den Ziffern 1.3.1 und 1.3.2 genannten 
Immobilie bis zu einer Leistung von 15 kWp und/oder 
anderer Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Energie 
zum privaten Gebrauch, ausgenommen jedoch Wind-
kraftanlagen mit einer Leistung von über 1 kW. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Die Leistungsgrenze der in Ziffer 1.3.6.1 genannten 
Photovoltaikanlage entfällt. 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

1.3.6.2 Mitversichert ist – insoweit auch abweichend von Ziffer 
4.4.2.1 – die gesetzliche Haftpflicht wegen Versor-
gungsstörungen gemäß § 6 der Verordnung über All-
gemeine Bedingungen für die Elektrizitätsversorgung 
von Tarifkunden (AVBEltV) vom 21.06.1979 oder ge-
mäß § 18 der Verordnung über Allgemeine Bedingun-
gen für den Netzanschluss und dessen Nutzung  

für die Elektrizitätsversorgung in Niederspannung 
(Niederspannungsanschlussverordnung – NAV) vom 
01.11.2006. Nicht versichert ist die direkte Versorgung 
von Letztverbrauchern mit elektrischem Strom. 

Zu Ziffer 1.3 gilt: 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 

• als Inhaber der zu den Immobilien gemäß Ziffer 1.3.1 
und 1.3.2 gehörenden Garagen/Stellplätzen, Gärten, 
Pools oder Teiche sowie eines Schrebergartens ein-
schließlich Laube; 

• aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versiche-
rungsnehmer in den oben genannten Eigenschaften 
obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, 
Reinigung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen). 
Das gilt auch für die durch Vertrag vom Versiche-
rungsnehmer in der Eigenschaft als Mieter, Pächter 
oder Entleiher übernommene gesetzliche Haftpflicht für 
Verkehrssicherungspflichten des Vertragspartners (Ver-
mieter, Verleiher, Verpächter); 

• als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die 
Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand; 

• des Insolvenzverwalters und Zwangsverwalters in dieser 
Eigenschaft; 

 
1.4 Bauherr 

1.4.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von Bau-
arbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch- 
und Grabearbeiten) im Inland, einschließlich Gebrauch 
von Kränen und Winden, bis zu einer Bausumme von 
50.000 Euro. 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

1.4.1.1 Die vorgenannte Bausummenbegrenzung erhöht sich 
auf 350.000 Euro. 

1.4.1.2 Bei Bauarbeiten an den in den Ziffern 1.3.1 und 1.3.2 
genannten Immobilien entfällt die vorgenannte Bau-
summenbegrenzung. 

1.4.2 Ab einer Bausumme von 100.000 Euro gilt: 

Die Eigenleistung des Versicherungsnehmers darf maxi-
mal ein Viertel der Bausumme betragen. Bauleitung und 
Bauplanung müssen fremdvergeben sein. 

1.4.3 Wenn vorgenannte Beträge überschritten oder die Voraus-
setzungen nicht eingehalten werden, entfällt die Mitver-
sicherung. Es gelten dann die Bestimmungen über die 
Vorsorgeversicherung gemäß Ziffer 4 AHB. 

1.4.4 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der Beauftragung von Unternehmen mit 
der Ausführung von Verrichtungen (Bauplanung, -leitung 
oder -ausführung) im Interesse seines Bauvorhabens. 

Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht der beauf-
tragten Unternehmen oder ihres Personals. 

1.4.5 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprü-
che aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeits-
unfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

1.4.6 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
sämtlicher vom Versicherungsnehmer im Rahmen seiner 
Eigenleistung mit den Bauarbeiten beschäftigten Personen 
(Bauhelfer) für Schäden, die sie während der Bauausfüh-
rung für den Versicherungsnehmer bei Dritten verursachen. 

Des Weiteren sind mitversichert Ansprüche der Bauhelfer 
gegen den Versicherungsnehmer bzw. die Versicherten 
gemäß Ziffer 2.1. Ausgeschlossen bleiben jedoch An-
sprüche gemäß Ziffer 1.4.5. 

1.4.7 Senkungen und Erdrutschungen 

Eingeschlossen sind – abweichend von den Ziffern 7.10 (b) 
AHB und 7.14 (2) AHB – Haftpflichtansprüche wegen 
Senkungen eines Grundstücks oder Erdrutschungen. 

Ausgeschlossen bleiben Sachschäden und alle sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden am Baugrundstück 
selbst und/oder den darauf befindlichen Gebäuden oder 
Anlagen. 
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2. Mitversicherter Personenkreis (gemäß beantragter und im 
Versicherungsschein genannter Tarifvariante) 

2.1 FAMILIE und AKTIV 60 (auch für Ehepaare/Partner 
oder Alleinerziehende mit Kind) 

2.1.1 Mitversicherte Ehegatten oder Partner 

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 

2.1.1.1 des Ehegatten des Versicherungsnehmers, 

2.1.1.2 des eingetragenen Lebenspartners* des Versiche-
rungsnehmers  oder 

2.1.1.3 des in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versiche-
rungsnehmer lebenden Partners einer nichteheli-
chen Lebensgemeinschaft und dessen Kinder, diese 
entsprechend den Ziffern 2.1.2.1 und 2.1.2.2, wenn 
folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

• Der Versicherungsnehmer und der mitversicherte 
Partner müssen unverheiratet sein. 

• Der mitversicherte Partner muss im Versiche-
rungsschein namentlich benannt werden oder an-
hand einer offiziellen Meldebescheinigung des 
Einwohnermeldeamtes die nichteheliche Lebens-
gemeinschaft nachweisen können. 

2.1.2 Mitversicherte Kinder 

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 

2.1.2.1 ihrer unverheirateten und nicht in einer eingetra-
genen Lebenspartnerschaft lebenden Kinder (auch 
Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder), solange sie nicht 
volljährig sind. Die gesetzliche Haftpflicht von volljähri-
gen, unverheirateten und nicht in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft lebenden Kindern ist mitversi-
chert nach Maßgabe folgender Bestimmungen: 

Der Versicherungsschutz endet nach Ablauf von 12 Mo-
naten ab der erstmaligen Erzielung eines Einkommens 
des Kindes aus Arbeit und/oder Unternehmertätigkeit. 
Wird die Tätigkeit während dieser 12 Monate beendet 
und die Ausbildung wieder aufgenommen, besteht der 
Versicherungsschutz fort. Bei Aufnahme einer erneuten 
Tätigkeit endet der Versicherungsschutz nach Ablauf 
von drei Monaten ab Erzielung des entsprechenden 
Einkommens. Der Versicherungsschutz endet in jedem 
Fall spätestens mit Ablauf des 29. Lebensjahres. 

Zum Einkommen im Sinne der vorgenannten Bestim-
mung gehören auch: 

• Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit, selbst-
ständiger Arbeit, Gewerbebetrieb, Land- und Forst-
wirtschaft (z. B. Lohn, Gehalt aus Vollzeit-, Teilzeit-
tätigkeit, Minijob, Heuer, Sold, Unternehmerlohn), 

• Transferleistungen des Staates (z. B. Mutterschafts-
geld, Elterngeld, Arbeitslosengeld). 

Berufsausbildungsvergütungen, Grundwehr- oder Zivil-
dienstvergütungen, während der Ausbildung oder im 
Rahmen einer Wartezeit durchgeführte Mini-, Aushilfs- 
oder Teilzeitjobs fallen nicht unter die vorgenannte Be-
stimmung; 

2.1.2.2 der in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungs-
nehmer lebenden unverheirateten und nicht in einer 
eingetragenen Lebenspartnerschaft* lebenden volljäh-
rigen Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder) 
mit geistiger oder körperlicher Behinderung. 

Die Mitversicherung erlischt nicht, wenn die mitversi-
cherten Kinder in einem Behindertenheim leben. 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

2.1.3 Mitversicherte Eltern, Großeltern, Enkel 

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht der 
in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungs-
nehmer lebenden Eltern bzw. Großeltern des Versi-
cherungsnehmers oder eines Ehegatten/Lebenspartners 

                                                                  
 

* Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder 
einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht anderer Staaten lebt. 
Als eingetragene Lebenspartnerschaften gelten auch die den Partner-
schaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes vergleichbaren 
Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten. 

sowie der in häuslicher Gemeinschaft lebenden  
Enkelkinder. 

Die Mitversicherung erlischt nicht, wenn die mitversicher-
ten Eltern oder Großeltern im Anschluss an die häusliche 
Gemeinschaft in einem Alten- oder Pflegeheim unterge-
bracht werden. 

2.1.4 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aller Versi-
cherten untereinander. 

Versichert sind jedoch: 

2.1.4.1 etwaige übergangsfähige Regressansprüche von Sozial-
versicherungsträgern und privaten Krankenversiche-
rungsträgern, Sozialhilfeträgern, öffentlichen und priva-
ten Arbeitgebern wegen Personenschäden; 

2.1.4.2 Ansprüche der gemäß den Ziffern 2.1.5 und 2.1.7 
versicherten Personen gegen den Versicherungsneh-
mer und alle sonstigen versicherten Personen. 

2.1.5 Mitversicherte im Haushalt beschäftigte Personen 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht der im Haus-
halt des Versicherungsnehmers beschäftigten Personen 
(auch Au-pair-Haushaltshilfen, Pfleger) gegenüber Drit-
ten aus dieser Tätigkeit. 

Das Gleiche gilt für Personen, die aus Arbeitsvertrag oder 
gefälligkeitshalber im Haushalt lebende pflegebedürftige 
Personen oder Wohnung, Haus und Garten betreuen 
oder den Streudienst versehen. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem 
Sozialgesetzbuch VII handelt. 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

2.1.6 Nachversicherung bei Ausscheiden Mitversicherter 

Entfallen die Voraussetzungen für die Mitversicherung 

• nach Ziffer 2.1.1.1, weil die Ehe rechtskräftig ge-
schieden wurde, 

• nach Ziffer 2.1.1.2, weil die Lebenspartnerschaft 
durch richterliche Entscheidung aufgehoben wurde, 
oder 

• nach Ziffer 2.1.1.3, weil die häusliche Gemeinschaft 
beendet wurde, 

so besteht Nachversicherungsschutz für 12 Monate. 
Wird bis dahin kein neuer Versicherungsschutz bei uns 
beantragt, entfällt die Nachversicherung rückwirkend. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

2.1.7 Den Versicherten in Notfällen helfende Personen 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht von Personen, 
die dem Versicherungsnehmer und den versicherten 
Personen bei Notfällen freiwillige Hilfe leisten gegenüber 
Dritten aus dieser Tätigkeit. 

Als Notfall gilt jede unvorhergesehene Situation, in der 
eine drohende Gefährdung für die körperliche Unver-
sehrtheit der Versicherten eintritt. 

Ersetzt werden auch Aufwendungen, die dem Helfer 
durch die freiwillige Hilfeleistung für die versicherten 
Personen entstanden sind. 

2.2 SINGLE (nur für Einzelpersonen) 

2.2.1 Mitversicherte im Haushalt beschäftigte Personen 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht der im Haus-
halt des Versicherungsnehmers beschäftigten Personen 
(auch Au-pair-Haushaltshilfen, Pfleger) gegenüber Drit-
ten aus dieser Tätigkeit. 

Das Gleiche gilt für Personen, die aus Arbeitsvertrag oder 
gefälligkeitshalber im Haushalt lebende pflegebedürftige 
Personen oder Wohnung, Haus und Garten betreuen 
oder den Streudienst versehen. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem 
Sozialgesetzbuch VII handelt. 
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Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

2.2.2 Den Versicherten in Notfällen helfende Personen 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht von Personen, 
die dem Versicherungsnehmer und den versicherten 
Personen bei Notfällen freiwillige Hilfe leisten gegenüber 
Dritten aus dieser Tätigkeit. 

Als Notfall gilt jede unvorhergesehene Situation, in der 
eine drohende Gefährdung für die körperliche Unver-
sehrtheit der Versicherten eintritt. 

Ersetzt werden auch Aufwendungen, die dem Helfer 
durch die freiwillige Hilfeleistung für die versicherten 
Personen entstanden sind. 

2.2.3 Mitversichert sind Ansprüche der gemäß den Ziffern 2.2.1 
und 2.2.2 versicherten Personen gegen den Versiche-
rungsnehmer. 

Hinweis zu Ziffer 2.2: 

Zur Erweiterung des Versicherungsschutzes auf weitere 
Personen im Falle von Heirat, Lebenspartnerschaft/-gemein-
schaft, Geburt oder Aufnahme von Adoptiv- und Pflegekin-
dern siehe Ziffer 6.6.1. 

 
 

3. Gebrauch von Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen 

3.1 Grundsätzlicher Ausschluss 

Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Eigentü-
mers, Besitzers, Halters oder Führers eines Kraft-, Luft-, 
Wasserfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers wegen 
Schäden, die durch den Gebrauch des Fahrzeuges verur-
sacht werden. 

3.2 Mitversicherte Haftpflicht aus dem Gebrauch von Kraft-
fahrzeugen 

3.2.1 Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die 
verursacht werden durch den privaten Gebrauch von 

3.2.1.1 nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkeh-
renden Kraftfahrzeugen und Anhängern, ohne Rück-
sicht auf eine bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit; 

3.2.1.2 Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h bauartbe-
dingter Höchstgeschwindigkeit; 

3.2.1.3 selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 
20 km/h bauartbedingter Höchstgeschwindigkeit, auch 
Aufsitzrasenmähern oder Mährobotern; 

3.2.1.4 Kraftfahrzeuganhängern, die nicht versicherungspflichtig 
sind oder nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen 
verkehren; 

3.2.1.5 Staplern mit nicht mehr als 20 km/h bauartbedingter 
Höchstgeschwindigkeit; 

3.2.1.6 ferngelenkten Land-Modellfahrzeugen; 

3.2.1.7 motorgetriebenen Krankenfahrstühle, sofern sie nicht 
versicherungspflichtig sind; 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

3.2.1.8 motorgetriebenen Golfwagen mit nicht mehr als 30 km/h 
Höchstgeschwindigkeit, sofern sie nicht versiche-
rungspflichtig sind; 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

3.2.1.9 Kinderfahrzeugen mit nicht mehr als 10 km/h bauart-
bedingter Höchstgeschwindigkeit. 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

3.2.2 Be- und Entladeschäden 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als privater Halter eines Personenkraft-
wagens wegen Schäden, die Dritten beim Be- oder Ent-
laden seines Personenkraftwagens verursacht wurden. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Die Höchstleistung des Versicherers ist auf 2.500 Euro je 
Versicherungsfall und je Versicherungsjahr begrenzt. Der 
Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 100 Euro 
selbst zu tragen. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Die Höchstleistung des Versicherers ist innerhalb der ver-
einbarten Versicherungssumme nicht begrenzt. Ein Selbst-
behalt des Versicherungsnehmers ist nicht vereinbart. 

3.2.3 Betankungsschäden 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä-
den, die an zu privaten Zwecken geliehenen, gemieteten 
oder gefälligkeitshalber überlassenen fremden Kraftfahr-
zeugen durch versehentliche Betankung mit für das 
Fahrzeug nicht geeigneten Kraftstoffen entstehen. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Die Höchstleistung des Versicherers ist auf 1.000 Euro je 
Versicherungsfall und je Versicherungsjahr begrenzt. Der 
Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 100 Euro 
selbst zu tragen. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Die Höchstleistung des Versicherers ist auf 2.500 Euro je 
Versicherungsfall und je Versicherungsjahr begrenzt. Ein 
Selbstbehalt des Versicherungsnehmers ist nicht ver-
einbart. 

3.2.4 Beschädigungen von Kraftfahrzeugen (Vollkasko SB, 
Rabattausgleich) 

Verursacht der Versicherungsnehmer oder ein Mitversi-
cherter fahrlässig einen Schaden durch den privaten  
Gebrauch eines fremden, ihm unentgeltlich überlassenen 
Kraftfahrzeuges, so wird derjenige, der bezüglich dieses 
Kraftfahrzeuges die Versicherungen abgeschlossen hat 
und nicht Versicherter dieses Vertrages ist, entschädigt 

3.2.4.1 bis zur Höhe der vereinbarten Selbstbeteiligung der 
Vollkaskoversicherung. 

Voraussetzung für die Entschädigung ist ein Regulie-
rungsnachweis des Vollkasko-Versicherers, aus wel-
chem die in Abzug gebrachte Selbstbeteiligung ent-
nommen werden kann. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Die Höchstersatzleistung ist auf 1.000 Euro begrenzt. 

Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 
100 Euro selbst zu tragen. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der vereinbarten 
Versicherungssumme nicht begrenzt. 

Ein Selbstbehalt des Versicherungsnehmers ist nicht 
vereinbart; 

3.2.4.2 für den Vermögensschaden, welcher ihm dadurch ent-
standen ist, dass sein Kraftfahrt-Haftpflichtversicherer 
eine Rückstufung des Schadenfreiheitsrabattes auf-
grund des vom Versicherungsnehmer oder Mitversi-
cherten verursachten Schadens vornimmt. 

Voraussetzung für die Entschädigung ist ein Nachweis 
des Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherers des Dritten, 
aus welchem der erhöhte Schadenfreiheitsrabatt und 
die erhöhte Mehrprämie nach Maßgabe der gültigen 
Tarifbestimmungen entnommen werden kann. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Die Entschädigung ist begrenzt auf die sich durch die 
Rückstufung ergebende Mehrprämie in den ersten 
3 Jahren nach der Rückstufung. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Die Entschädigung ist begrenzt auf die sich durch die 
Rückstufung ergebende Mehrprämie in den ersten 
5 Jahren nach der Rückstufung. 

Zu 3.2.3 und 3.2.4 gilt: 

Es besteht kein Versicherungsschutz für vorgenannte 
Schäden, wenn die Fahrzeuge dem Versicherungs-
nehmer oder einer mitversicherten Person zum dauer-
haften oder regelmäßigen Gebrauch überlassen wurden. 
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Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

3.2.5 Gemietete Kraftfahrzeuge in Europa 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Führer eines 
privat genutzten fremden, versicherungspflichtigen Kraft-
fahrzeuges wegen Schäden, die auf einer Reise im euro-
päischen Ausland (gemäß Ziffer 4.2.2) eintreten, soweit 
nicht oder nicht ausreichend aus einer für das Fahrzeug 
abgeschlossenen Haftpflichtversicherung Deckung be-
steht. 

Als Kraftfahrzeuge gelten: 

• Personenkraftwagen, 

• Krafträder, 

• Wohnmobile bis 4 t zulässigem Gesamtgewicht, 

soweit sie nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beför-
derung von nicht mehr als 9 Personen (einschließlich 
Führer) bestimmt sind. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die ge-
setzliche Haftpflicht aus dem Mitführen von Wohnwagen-, 
Gepäck- oder Bootsanhängern. 

Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem 
bestehenden Kfz-Haftpflichtversicherungsvertrag, so gilt 
der Versicherungsschutz dieser Privat-Haftpflichtversi-
cherung im Anschluss an die bestehende Kfz-Haftpflicht-
versicherung. 

Zu Ziffer 3.2 gilt: 

Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in 
den Ziffern 3.1 (2) AHB und 4.3 (1) AHB. 

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten ge-
brauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unbe-
rechtigten Fahrer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentli-
chen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahr-
erlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von ei-
nem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahr-
erlaubnis hat. 

Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenhei-
ten verletzt, gilt Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung 
von Obliegenheiten). 

3.3 Mitversicherte Haftpflichtschäden durch Gebrauch von 
Luftfahrzeugen 

Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die 
verursacht werden durch den privaten Gebrauch 

3.3.1 von Luftfahrzeugen, die nicht der Versicherungspflicht 
unterliegen, sowie 

3.3.2 von Flugmodellen, unbemannten Ballonen und Drachen, 

• die weder durch Motoren oder Treibsätze angetrie-
ben werden  und 

• deren Fluggewicht 5 kg nicht übersteigt; 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

3.3.3 von Flugmodellen, unbemannten Ballonen und Drachen, 
auch wenn sie durch Motoren angetrieben werden, de-
ren Fluggewicht 5 kg nicht übersteigt. 

3.4 Mitversicherte Haftpflichtschäden durch Gebrauch von 
Wasserfahrzeugen 

3.4.1 Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die 
verursacht werden durch den privaten Gebrauch von 

3.4.1.1 Wasserfahrzeugen, ausgenommen eigene Segelboote 
und eigene oder fremde Wasserfahrzeuge mit Motoren 
(auch Hilfs-, Außenbordmotoren) oder Treibsätzen. Mit-
versichert sind jedoch Surfbretter und Windsurfbretter. 

Mitversichert ist jedoch der gelegentliche Gebrauch von 
fremden Wasserfahrzeugen mit Motoren, soweit für das 
Führen keine behördliche Erlaubnis erforderlich ist; 

3.4.1.2 ferngelenkten Wasser-Modellfahrzeugen; 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

3.4.1.3 eigenen Segelbooten mit und ohne Hilfsmotor bis 
20 qm Segelfläche. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

3.4.1.4 eigenen Motorbooten mit einer Motorstärke von maxi-
mal 15 PS. 

 
 

4. Sonstige Deckungserweiterungen 

4.1 Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung 

4.1.1 Eingeschlossen ist – insoweit abweichend von Ziffer 7.15 
AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Schäden aus dem Austausch, der 
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten 
(z. B. im Internet, per E-Mail oder mittels Datenträger), 

soweit es sich handelt um 

4.1.1.1 Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei Drit-
ten durch Computer-Viren und/oder andere Schadpro-
gramme; 

4.1.1.2 Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der 
Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Da-
ten bei Dritten und zwar wegen 

• sich daraus ergebender Personen- und Sachschä-
den, nicht jedoch weiterer Datenveränderungen 
sowie 

• der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten 
Daten bzw. Erfassung/korrekter Speicherung nicht 
oder fehlerhaft erfasster Daten; 

4.1.1.3 Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Daten-
austausch. 

4.1.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine aus-
zutauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Da-
ten durch Sicherheitsmaßnahmen und/oder -techniken 
(z. B. Virenscanner, Firewall) gesichert oder geprüft wer-
den bzw. worden sind, die dem Stand der Technik ent-
sprechen. Diese Maßnahmen können auch durch Dritte 
erfolgen. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, 
so gilt Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von 
Obliegenheiten). 

4.1.3 Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versiche-
rungssumme für Sach- und Vermögensschäden auf den 
nachfolgend in Ziffer 4.1.3.1 genannten Betrag begrenzt. 

Dieser Betrag stellt zugleich die Höchstersatzleistung für 
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres dar. 

Ist eine niedrigere Versicherungssumme (siehe Versi-
cherungsschein) als der in Ziffer 4.1.3.1 genannten Be-
trag vereinbart, bildet die vereinbarte Versicherungs-
summe diese Höchstersatzleistung. 

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle gelten als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle eingetreten ist, wenn diese 

• auf derselben Ursache, 

• auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 
sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder 

• auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstel-
lung elektronischer Daten mit gleichen Mängeln 

beruhen. 

Die Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen. 

4.1.3.1 Die Höchstersatzleistung ist auf einen Betrag von 
50.000 Euro begrenzt. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Die Höchstersatzleistung ist auf einen Betrag von 
1.000.000 Euro begrenzt. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Die Höchstersatzleistung ist auf einen Betrag von 
10.000.000 Euro begrenzt. 
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4.1.4 Versicherungsschutz besteht – insoweit abweichend von 
Ziffer 7.9 AHB – für Versicherungsfälle im Ausland. 

Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflicht-
ansprüche in europäischen Staaten (gemäß Ziffer 4.2.2) 
und nach dem Recht dieser Staaten geltend gemacht 
werden. 

4.1.5 Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend ge-
nannten Tätigkeiten und Leistungen: 

• Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung,  
-Pflege; 

• IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung,  
-Schulung; 

• Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, 
-wartung, -pflege; 

• Bereithaltung fremder Inhalte (z. B. Access-, Host-, 
Full-Service-Providing); 

• Betrieb von Datenbanken. 

4.1.6 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche 

4.1.6.1 wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass der 
Versicherungsnehmer bewusst 

• unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme/ 
Datennetze eingreift (z. B. Hacker-Attacken, Denial 
of Service Attacks), 

• Software einsetzt, die geeignet ist, die Datenord-
nung zu zerstören oder zu verändern (z. B. Soft-
ware-Viren, Trojanische Pferde); 

4.1.6.2 die in engem Zusammenhang stehen mit 

• massenhaft versandten, vom Empfänger ungewoll-
ten elektronisch übertragenen Informationen (z. B. 
Spamming), 

• Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich 
bestimmte Informationen über Internet-Nutzer ge-
sammelt werden sollen; 

4.1.6.3 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes 
Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vor-
schriften (z. B. Teilnahme an rechtswidrigen Online-
Tauschbörsen) oder durch sonstige bewusste Pflicht-
verletzungen herbeigeführt haben. 

 
4.2 Vorübergehende Auslandsaufenthalte 

4.2.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht aus im Ausland vorkommen-
den Versicherungsfällen, 

4.2.1.1 die auf eine versicherte Handlung im Inland bzw. auf 
ein im Inland bestehendes versichertes Risiko zurück-
zuführen sind; 

4.2.1.2 die bei einem vorübergehenden Auslandsaufenthalt 
eingetreten sind: 

• in Europa von bis zu fünf Jahren Dauer, 

• in sonstigen Ländern bis zu zwei Jahren Dauer. 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

• in Europa ohne zeitliche Begrenzung, 

• in sonstigen Ländern bis zu fünf Jahren Dauer. 

4.2.2 Zu Europa, europäischem Ausland bzw. europäischen 
Staaten im Sinne dieser Versicherungsbedingungen ge-
hören die Staaten der Europäischen Union sowie die 
Schweiz, Norwegen, Island und Liechtenstein. 

4.2.3 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der vorüber-
gehenden Benutzung oder Anmietung (nicht dem Eigen-
tum) von im Ausland gelegenen Wohnungen und Häusern 
gemäß den Ziffern 1.3.1 und 1.3.2. 

4.2.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

4.2.5 Für nach Ablauf des in Ziffer 4.2.1.2 genannten Zeitrau-
mes im Ausland eintretende Versicherungsfälle besteht 
kein Versicherungsschutz. 

 

4.3 Mietsachschäden 

4.3.1 Gemietete Immobilien 

4.3.1.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von 
Wohnräumen und sonstigen zu privaten Zwecken ge-
mieteten Räumen in Gebäuden und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden. 

4.3.1.2 Die Höchstersatzleistung des Versicherers ist inner-
halb der Versicherungssumme für Sachschäden auf 
500.000 Euro begrenzt. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres beträgt das Doppelte dieser Ver-
sicherungssumme. 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

Die in Ziffer 4.3.1.2 genannte Höchstersatzleistung in-
nerhalb der Versicherungssumme entfällt. Es gilt die 
Versicherungssumme für Sachschäden. 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

4.3.2 Gemietetes Mobiliar 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von ge-
mietetem Mobiliar in zu privaten Zwecken gemieteten 
Unterkünften (z. B. Hotels, Ferienwohnungen, Ferien-
häusern) bei einer Mietdauer von bis zu sechs Monaten 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

4.3.3 Andere gemietete Sachen 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung oder Zerstö-
rung von zu privaten Zwecken gemieteten, geliehenen, 
gepachteten, geleasten oder gefälligkeitshalber überlas-
senen fremden beweglichen Sachen, die nicht Einrich-
tungsgegenstände sind. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres beträgt das Doppelte der nachfol-
gend genannten Versicherungssumme. 

Nicht versichert sind: 

• Schäden an Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen 
(siehe jedoch Ziffer 3.2.3 und 3.2.4), 

• Schäden an Sachen, die dem Beruf oder Gewerbe 
der versicherten Personen dienen (siehe jedoch Zif-
fer 4.13), 

• Schäden an elektronischen Geräten (auch medizini-
schen Hilfsmitteln), die der versicherten Person mehr 
als drei Monate überlassen werden, 

• Schäden an Wertsachen sowie 

• alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

Als Wertsachen gelten Bargeld, Urkunden (einschließlich 
Sparbücher), Wertpapiere, Schmuck, Edelsteine, Perlen, 
Briefmarken, Münzen, Medaillen, Pelze, handgeknüpfte 
Teppiche, Gobelins und Kunstgegenstände, alle Sachen 
aus Gold und Silber. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versiche-
rungssumme für Sach- und Vermögensschäden be-
grenzt auf 10.000 Euro je Versicherungsfall. 

Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 
150 Euro selbst zu tragen. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Sach- und Vermögensschäden nicht begrenzt. 

Ein Selbstbehalt des Versicherungsnehmers ist nicht 
vereinbart. 

4.3.4 Für Ziffer 4.3.1 bis 4.3.3 gilt: 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 

• Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspru-
chung; 
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• Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und 
Warmwasserbereitungsanlagen sowie an fest einge-
bauten Elektro- und Gasgeräten und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden; 

• Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer 
hiergegen besonders versichern kann; 

• Schäden infolge von Schimmelbildung. 

 
4.4 Vermögensschäden 

4.4.1 Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne von 
Ziffer 2.1 AHB wegen Versicherungsfällen, die während 
der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind. 

4.4.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 

4.4.2.1 durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auf-
trag oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte 
oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sons-
tige Leistungen; 

4.4.2.2 aus planender, beratender, bau- oder montageleiten-
der, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

4.4.2.3 aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an 
wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

4.4.2.4 aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

4.4.2.5 aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reisever-
anstaltung; 

4.4.2.6 aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, 
Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, 
aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung 
sowie aus Untreue oder Unterschlagung; 

4.4.2.7 aus 

• Rationalisierung und Automatisierung; 

• Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wieder-
herstellung; 

• Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektroni-
scher Daten; 

4.4.2.8 aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten und 
Namensrechten, gewerblichen Schutzrechten und Ur-
heberrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbs-
rechts; 

4.4.2.9 aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- 
und Kostenanschlägen; 

4.4.2.10 aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehe-
malige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, 
Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer 
vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe 
im Zusammenhang stehen; 

4.4.2.11 aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder 
behördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Be-
dingungen des Auftraggebers oder aus sonstiger be-
wusster Pflichtverletzung; 

4.4.2.12 aus dem Abhandenkommen von Sachen (z. B. von 
Geld, Wertpapieren und Wertsachen); 

4.4.2.13 durch ständige Emissionen (z. B. Geräusche, Gerüche, 
Erschütterungen). 

4.4.3 Die Versicherungssumme für Vermögensschäden be-
trägt 50.000 Euro je Versicherungsfall. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres beträgt das Doppelte dieser Versi-
cherungssumme. 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

Die Versicherungssumme für Sachschäden gilt zugleich 
auch als Versicherungssumme für Vermögensschäden. 

 
4.5 Abhandenkommen von fremden Schlüsseln 

4.5.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ab-
handenkommen von fremden Schlüsseln oder Code-
Karten mit Schlüsselfunktion, die sich aus privaten, be-
ruflichen, dienstlichen oder amtlichen (auch ehrenamtli-
chen) Gründen oder im Rahmen einer Vereinstätigkeit im 

rechtmäßigen Gewahrsam der versicherten Personen 
befinden. 

4.5.2 Umfang des Versicherungsschutzes 

4.5.2.1 Ersetzt werden die Kosten für 

• den Ersatz der Schlüssel oder Code-Karten, 

• einen notwendigen Austausch der Schließanlagen, 

• vorübergehende Notmaßnahmen (Notschloss), 

• die Bewachung des Gebäudes, solange die Schließ-
anlagen nicht ausgewechselt werden können. 

4.5.2.2 Bei Verlust eigener Schlüssel zu einer Zentralschließ-
anlage wird der auf die eigene Wohnung entfallende 
Anteil des Schadens abgezogen. 

4.5.3 Ausschlüsse 

Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus 

• dem Verlust von Schlüsseln, die dem Arbeitgeber 
des Versicherten von Kunden oder sonstigen Dritten 
überlassen wurden, 

• dem Verlust von nicht privaten Tresorschlüsseln, 

• Folgeschäden eines Schlüsselverlustes (z. B. wegen 
Einbruchs). 

4.5.4 Leistungsbegrenzung 

Innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden ist 
die Entschädigung auf 5.000 Euro begrenzt. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden ist 
die Entschädigung bei Verlust von 

• privaten Schlüsseln nicht begrenzt und 

• nicht privaten Schlüsseln auf 50.000 Euro begrenzt. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden ist 
die Entschädigung bei Verlust von privaten und nicht pri-
vaten Schlüsseln nicht begrenzt. 

 
4.6 Erhöhung der Vorsorgeversicherung 

Abweichend von Ziffer 4.2 AHB wird der Versicherungs-
schutz für neue Risiken auf den Betrag von 3.000.000 Euro 
pauschal für Personen- und Sachschäden erhöht, wenn 
keine niedrigere Versicherungssumme (siehe Versiche-
rungsschein) vereinbart ist. 

Ist eine Versicherungssumme unter 3.000.000 Euro ver-
einbart, gilt diese auch für die Vorsorgeversicherung. Hin-
sichtlich Vermögensschäden bleibt es bei dem in Ziffer 4.2 
AHB vorgesehenen Versicherungsschutz. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Der vorgenannte Betrag für neue Risiken erhöht sich unter 
dem gleichen Vorbehalt (niedrigere Versicherungssumme) 
auf 10.000.000 Euro pauschal für Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden. 

 
Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

4.7 Weitere versicherte Tätigkeiten 

4.7.1 Tagesmutter/-vater 

4.7.1.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Tagesmutter/-vater aus der (auch 
entgeltlichen) Betreuung von tagsüber übernommenen 
minderjährigen Kindern im eigenen Haushalt oder im 
Haushalt der Eltern der Kinder, auch außerhalb der 
Wohnung, z. B. bei Spielen, Ausflügen usw. 

Nicht versichert ist jedoch die Ausübung dieser Tätig-
keit in Betrieben und Institutionen, z. B. Kindergärten, 
Kinderhorten oder Kindertagesstätten. 

4.7.1.2 Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche der 
Kinder bzw. ihrer Erziehungsberechtigten wegen 
Schäden, die die zu betreuenden Kinder erleiden. 

4.7.1.3 Nicht versichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der Kinder sowie die Haftpflicht wegen Abhan-
denkommens von Sachen und der Verlust von Geld 
der zu betreuenden Kinder. 
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4.7.2 Nebenberufliche Tätigkeiten 

4.7.2.1 Mitversichert sind Nebentätigkeiten in den Bereichen: 

• Alleinunterhalter, 

• Annahmestellen für Sammelbesteller, 

• Änderungsschneiderei, Stickerei, 

• Daten- und Texterfassung, 

• Fotografen, 

• Friseure, 

• Handel mit Haushaltsreinigungsmitteln, -waren,  
-geräten sowie Geschirr, 

• Kosmetikhandel (ohne Herstellung), 

• Kunsthandwerker, Töpfer, 

• Markt- und Meinungsforschung, 

• Souvenirhandel, Schmuckhandel, 

• Tierbetreuung, 

• Übersetzer, 

• Erteilung von Nachhilfeunterricht, 

• Vertrieb (keine Herstellung) von Dessous, Kerzen, 
Kosmetik, Geschirr, Kochgeräten, 

• Vertrieb – auch Herstellung – von Schmuck, 

• Durchführung von Babysitting, 

• Erteilung von Fitnesskursen, 

• Mitwirkung an Karnevalsveranstaltungen, 

• Erteilung von Musikunterricht. 

4.7.2.2 Voraussetzungen für die Mitversicherung 

• Der Versicherungsnehmer besitzt keine Betriebs-
stätte und hat keine Angestellten. Die Benutzung 
eines Arbeitszimmers sowie das Vorhalten einer 
Lagerstätte in der Wohnimmobilie gefährden den 
Versicherungsschutz jedoch nicht. 

• Es handelt sich um eine nebenberufliche Tätigkeit, 
die in der Freizeit ausgeführt wird. Der überwie-
gende Lebensunterhalt des Haushaltes wird an-
derweitig bestritten. 

• Der jährliche Gesamtumsatz beträgt maximal 
12.000 Euro. 

4.7.3 Vormundschaftlich bestellter Betreuer/Vormund 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als vom Vor-
mundschaftsgericht bestellter Betreuer/Vormund – mit Aus-
nahme des beruflichen Betreuers gemäß § 1897 (6) BGB. 

Für die Dauer der Betreuung/Vormundschaft ist im Um-
fang dieses Vertrages die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht für die betreute Person mitversichert, sofern es sich 
um Angehörige entsprechend Ziffer 7.5 (1) Satz 2 AHB 
handelt und diese nicht bereits gemäß Ziffer 2.1 mitver-
sichert sind. 

4.7.4 Häusliches Arbeitszimmer 

Das Vorhandensein eines häuslichen Arbeitszimmers 
beeinträchtigt den Versicherungsschutz nicht. 

 
Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

4.8 Kaution 

Hat der Versicherungsnehmer bei einem Versicherungsfall 
durch behördliche Anordnung eine Kaution zur Sicherstel-
lung von Leistungen aufgrund seiner gesetzlichen Haft-
pflicht zu hinterlegen, stellt der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer den erforderlichen Betrag bis zur nachfol-
gend bestimmten Höhe zur Verfügung. 

Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu leis-
tende Schadenersatzzahlung angerechnet. Ist die Kaution 
höher als der zu leistende Schadenersatz, ist der Versiche-
rungsnehmer verpflichtet, den Differenzbetrag zurückzu-
zahlen. 

Das Gleiche gilt, wenn die Kaution als Strafe, Geldbuße 
oder für die Durchsetzung von Schadenersatzforderungen, 

die über diese Privat-Haftpflichtversicherung nicht versi-
chert sind, einbehalten wird oder die Kaution verfallen ist. 

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Der Versicherungsschutz ist begrenzt auf Versicherungs-
fälle in Europa (gemäß Ziffer 4.2.2) und eine Höchst-
ersatzleistung von 100.000 Euro. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Der Versicherungsschutz besteht weltweit. Die Höchst-
ersatzleistung ist auf 150.000 Euro begrenzt. 

 
 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

4.9 Forderungsausfallversicherung 

4.9.1 Gegenstand der Forderungsausfalldeckung 

4.9.1.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der 
Versicherungsnehmer oder eine gemäß den Ziffern 
2.1.1 bis 2.1.3 genannte Person während der Wirk-
samkeit der Versicherung von einem Dritten geschä-
digt wird (Versicherungsfall) und der wegen dieses 
Schadenereignisses in Anspruch genommene Dritte 
seiner Schadenersatzverpflichtung ganz oder teilweise 
nicht nachkommen kann, weil die Zahlungs- oder Leis-
tungsunfähigkeit des schadenersatzpflichtigen Dritten 
festgestellt worden ist und die Durchsetzung der For-
derung gegen ihn gescheitert ist. 

Ein Schadenereignis ist ein Ereignis, das einen Perso-
nen-, Sach- oder daraus resultierenden Vermögens-
schaden zur Folge hat und für den der Dritte aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-rechtlichen 
Inhalts zum Schadenersatz verpflichtet ist (schädigen-
der Dritter). 

4.9.1.2 Der Versicherer ist in dem Umfang leistungspflichtig, in 
dem der schadenersatzpflichtige Dritte Versicherungs-
schutz im Rahmen und Umfang der Privat-Haftpflicht-
versicherung des Versicherungsnehmers hätte. Daher 
finden im Rahmen der Forderungsausfalldeckung für die 
Person des Schädigers auch die Risikobeschreibungen 
und Ausschlüsse Anwendung, die für den Versiche-
rungsnehmer gelten. So besteht insbesondere kein 
Versicherungsschutz, wenn der Schädiger den Scha-
den im Rahmen seiner beruflichen oder gewerblichen 
Tätigkeit verursacht hat oder wenn der Schädiger den 
Versicherungsfall vorsätzlich herbeigeführt hat. 

4.9.1.3 Mitversichert sind in Abänderung von Ziffer 1.2.1 
gesetzliche Haftpflichtansprüche gegen Dritte aus der 
Eigenschaft des Schädigers als privater Halter eines 
Hundes oder Pferdes. 

4.9.1.4 Zusätzlich besteht Versicherungsschutz für Schaden-
ersatzansprüche aus der Eigenschaft des Schädigers 
(Dritten) als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Führer 
eines Kraftfahrzeuges. Leistungen aus einer für den 
Schädiger bzw. das Fahrzeug bestehenden Kraftfahr-
zeughaftpflichtversicherung sind zunächst geltend zu 
machen. Decken die Leistungen aus einem entspre-
chenden Vertrag den gesamten Schadenersatzan-
spruch des Versicherungsnehmer bzw. der versicher-
ten Personen nicht ab, werden nach Maßgabe dieser 
Bedingungen eventuelle Restansprüche befriedigt. 

4.9.2 Leistungsvoraussetzungen 

Der Versicherer ist gegenüber dem Versicherungsneh-
mer oder einer gemäß den Ziffern 2.1.1 bis 2.1.3 ge-
nannten Person leistungspflichtig, wenn 

4.9.2.1 die Forderung durch ein rechtskräftiges Urteil oder 
einen vollstreckbaren Vergleich vor einem ordentlichen 
Gericht in der Bundesrepublik Deutschland oder einem 
anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union, der 
Schweiz, Norwegens, Island und Liechtenstein festge-
stellt worden ist. 
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Anerkenntnis-, Versäumnisurteile und gerichtliche Ver-
gleiche sowie vergleichbare Titel der vorgenannten 
Länder binden den Versicherer nur, soweit der An-
spruch auch ohne einen dieser Titel bestanden hätte; 

4.9.2.2 der schädigende Dritte zahlungs- oder leistungsunfähig 
ist. 

Dies ist der Fall, wenn der Versicherungsnehmer oder 
eine mitversicherte Person nachweist, dass 

• eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befrie-
digung geführt hat, 

• eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, 
da der schadenersatzpflichtige Dritte in den letzten 
drei Jahren die eidesstattliche Versicherung über 
seine Vermögensverhältnisse abgegeben hat oder 

• ein gegen den schadenersatzpflichtigen Dritten 
durchgeführtes Insolvenzverfahren nicht zur vollen 
Befriedigung geführt hat oder ein solches Verfah-
ren mangels Masse abgelehnt wurde; 

und 

4.9.2.3 an den Versicherer die Ansprüche gegen den schaden-
ersatzpflichtigen Dritten in Höhe der Versicherungsleis-
tung abgetreten werden und die vollstreckbare Ausfer-
tigung des Urteils oder Vergleichs ausgehändigt wird. 
Der Versicherungsnehmer hat an der Umschreibung 
des Titels auf den Versicherer mitzuwirken. 

4.9.3 Umfang der Forderungsausfalldeckung 

4.9.3.1 Versicherungsschutz besteht bis zur Höhe der titulier-
ten Forderung. 

4.9.3.2 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei 
jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn 
sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-
gungspflichtige Personen erstreckt. 

4.9.3.3 Dem schadenersatzpflichtigen Dritten stehen keine 
Rechte aus diesem Vertrag zu. 

4.9.4 Räumlicher Geltungsbereich 

Versicherungsschutz besteht für Schadenersatzansprüche 
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts anlässlich von Schadenereignissen, 
die in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union, der 
Schweiz, Norwegens, Island oder Liechtenstein eintreten. 

4.9.5 Ausschlüsse 

4.9.5.1 Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden an 

• Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhängern, Luft- und 
Wasserfahrzeugen; 

• Immobilien; 

• Tieren; 

• Sachen, die ganz oder teilweise dem Bereich eines 
Betriebes, Gewerbes, Berufes, Dienstes oder Amtes 
des Versicherungsnehmers oder einer mitversicher-
ten Person zuzurechnen sind. 

4.9.5.2 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

• Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechts-
verfolgung; 

• Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder 
vertraglichen Forderungsübergangs; 

• Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass be-
rechtigte Einwendungen oder begründete Rechts-
mittel nicht oder nicht rechtzeitig vorgebracht oder 
eingelegt wurden; 

• Ansprüche aus Schäden, zu deren Ersatz 

• ein anderer Versicherer Leistungen zu erbrin-
gen hat (z. B. der Schadensversicherer des 
Versicherungsnehmers) oder 

• ein Sozialversicherungsträger oder Sozialleis-
tungsträger Leistungen zu erbringen hat, auch 
nicht, soweit es sich um Rückgriffs-, Beteili-
gungsansprüche oder ähnliche von Dritten 
handelt. 

 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

4.10 Schäden durch Gefälligkeitshandlungen 

Im Falle der fehlenden Haftung wegen Gefälligkeitshand-
lung (z. B. Nachbarschaftshilfe) wird sich auf Wunsch des 
Versicherungsnehmers der Versicherer gegenüber dem 
Geschädigten hierauf nicht berufen. 

Ansonsten erfolgt die Regulierung nach Sach- und Rechts-
lage. 

Zahlungen erfolgen jeweils ohne Anerkenntnis einer Rechts-
pflicht. 

Diese Bestimmungen finden keine Anwendung, soweit ein 
anderer Versicherer (auch Sozialversicherungsträger) leis-
tungspflichtig ist. 

Die Entschädigungsleistung für alle Schäden eines Versi-
cherungsjahres ist begrenzt auf das Doppelte der nachfol-
gend genannten Summe. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Der Verzicht auf den Einwand der fehlenden Haftung er-
folgt auf Wunsch des Versicherungsnehmers bei Schäden 
bis 100.000 Euro. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Der Verzicht auf den Einwand der fehlenden Haftung er-
folgt auf Wunsch des Versicherungsnehmers nicht. 

Es steht die vereinbarte Versicherungssumme zur Verfügung. 

 
Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

4.11 Schäden durch nicht deliktfähige Personen 

Auf Wunsch des Versicherungsnehmers wird sich der Ver-
sicherer nicht auf eine Deliktunfähigkeit der gemäß den Zif-
fern 2.1.1 bis 2.1.3 mitversicherten Personen berufen. 

Diese Leistung wird ausschließlich im Interesse des Versi-
cherungsnehmers geboten. Der Geschädigte kann hieraus 
keine Rechte herleiten. Zahlungen erfolgen jeweils ohne 
Anerkenntnis einer Rechtspflicht. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versiche-
rungssumme für Personenschäden nicht begrenzt. Für 
Sach- und Vermögensschäden ist die Versicherungssum-
me auf 100.000 Euro je Versicherungsfall begrenzt. 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 150 Euro 
selbst zu tragen. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Personen, Sach- und Vermögensschäden nicht 
begrenzt. 

Der vorgenannte Selbstbehalt des Versicherungsnehmers 
entfällt. 

Zu Ziffer 4.11 gilt: 

Diese Bestimmungen finden keine Anwendung, soweit ein 
anderer Versicherer (auch Sozialversicherungsträger) leis-
tungspflichtig ist, der Geschädigte selbst aufsichtspflichtig 
war oder von einem Aufsichtspflichtigen Schadenersatz 
verlangen kann. 

 
 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

4.12 Neuwertentschädigung 

Schäden an Sachen, die zum Zeitpunkt der Beschädigung/ 
Zerstörung nachweislich nicht älter als 12 Monate ab 
Kaufdatum sind, erstattet der Versicherer in teilweiser Ab-
änderung von Ziffer 1.1 AHB auf Wunsch des Versiche-
rungsnehmers auch über die gesetzliche Schadenersatz-
pflicht (Zeitwert) hinaus zum Neuwert. 

Die Höchstersatzleistung ist auf 2.500 Euro je Schaden-
ereignis und Versicherungsjahr begrenzt. 

Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an 

• mobilen Kommunikationsmitteln jeder Art (z. B. mobile 
Telefone, Pager); 

• Computern jeder Art, auch tragbare Computersysteme 
(z. B. Laptop, Tablet-PC); 
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• Film- und Fotoapparate; 

• tragbare Musik- oder Videowiedergabegeräte (z. B. 
MP3-Player, CD-Wiedergabegeräte); 

• Brillen jeder Art. 

Kann das Kaufdatum nicht nachgewiesen werden, wird der 
Zeitwert entschädigt. 

 
Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

4.13 Haftpflichtansprüche vom Arbeitgeber/Dienstherren 
oder von Arbeitskollegen 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers oder der mitversicherten Person aus Sachschä-
den aufgrund betrieblich und arbeitsvertraglich veranlass-
ter Tätigkeiten gegenüber dem Arbeitgeber/Dienstherren 
oder einem Arbeitskollegen, soweit nicht anderweitig Haft-
pflichtversicherungsschutz besteht. 

Für Betriebspraktika und Ferienjobs gilt dies auch bei  
vorübergehendem Auslandsaufenthalt der versicherten 
Person (Work & Travel). 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Die Höchstleistung des Versicherers ist auf 5.000 Euro je 
Versicherungsfall und je Versicherungsjahr begrenzt. 

Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 150 Euro 
selbst zu tragen. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Die Höchstleistung des Versicherers ist auf 10.000 Euro je 
Versicherungsfall und je Versicherungsjahr begrenzt. 

Ein Selbstbehalt des Versicherungsnehmers ist nicht ver-
einbart. 

 
Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

4.14 Ansprüche aus Benachteiligungen 

4.14.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes 

4.14.1.1 Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtver-
sicherung (AHB), den übrigen Bestimmungen dieser 
Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen 
und den nachfolgenden Vereinbarungen. 

4.14.1.2 Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer und 
den mitversicherten Personen – abweichend von Zif-
fer 7.17 AHB – Versicherungsschutz für den Fall, dass 
der Versicherungsnehmer oder mitversicherte Perso-
nen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privat-rechtlichen Inhalts wegen Benachteiligungen aus 
den in Ziffer 4.14.1.3 genannten Gründen für einen 
Personen-, Sach- oder Vermögensschaden auf Scha-
densersatz in Anspruch genommen werden. 

Für den Versicherungsnehmer besteht Versicherungs-
schutz als Dienstherr der in seinem Privathaushalt  
oder sonstigen privaten Lebensbereich beschäftigten 
Personen. Beschäftigte Personen sind auch die Be-
werberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsver-
hältnis sowie die Person, deren Beschäftigungsver-
hältnis beendet ist. 

Mitversicherte Personen sind die in den Ziffern 2.1.1 
bis 2.1.3 genannten Personen. 

4.14.1.3 Gründe für eine Benachteiligung sind die Rasse, die 
ethnische Herkunft, das Geschlecht, die Religion, die 
Weltanschauung, eine Behinderung, das Alter oder die 
sexuelle Identität. 

4.14.2 Versicherungsfall/Zeitliche Abgrenzung des Versiche-
rungsschutzes 

4.14.2.1 Versicherungsfall ist – abweichend von Ziffer 1.1 AHB – 
die erstmalige Geltendmachung eines Haftpflichtan-
spruchs gegen den Versicherungsnehmer oder eine 
mitversicherte Person während der Dauer des Versi-
cherungsvertrages. Im Sinne dieses Vertrages ist ein 
Haftpflichtanspruch geltend gemacht, wenn gegen den 
Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person 
ein Anspruch schriftlich erhoben wird oder ein Dritter 
dem Versicherungsnehmer oder einer mitversicherten 
Person schriftlich mitteilt, einen Anspruch gegen den 

Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person 
zu haben. 

4.14.2.2 Die Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegende 
Benachteiligung müssen während der Wirksamkeit der 
Versicherung erfolgt sein. Wird eine Benachteiligung 
durch fahrlässige Unterlassung verursacht, gilt sie im 
Zweifel als an dem Tag begangen, an welchem die 
versäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen 
werden müssen, um den Eintritt des Schadens abzu-
wenden. 

4.14.2.3 Rückwärtsversicherung für vorvertragliche Benachteili-
gungen 

Zusätzlich besteht auch Versicherungsschutz für Be-
nachteiligungen, die innerhalb eines Zeitraums von  
einem Jahr vor Vertragsbeginn begangen wurden. 

4.14.2.4 Nachmeldefrist für Anspruchserhebung nach Vertrags-
beendigung 

Der Versicherungsschutz umfasst auch solche An-
spruchserhebungen, die auf Benachteiligungen beru-
hen, die bis zur Beendigung des Versicherungsvertra-
ges begangen und innerhalb eines Zeitraumes von ei-
nem Jahr nach Beendigung des Versicherungsvertra-
ges erhoben und dem Versicherer gemeldet worden 
sind. 

Dies gilt jedoch nicht für solche Benachteiligungen, die 
der Versicherungsnehmer bei Abschluss dieses Versi-
cherungsvertrages kannte. 

4.14.2.5 Meldung von Umständen 

Der Versicherungsnehmer und die versicherten Perso-
nen haben die Möglichkeit, dem Versicherer während 
der Laufzeit des Vertrages konkrete Umstände zu 
melden, die eine Inanspruchnahme des Versiche-
rungsnehmers und/oder der versicherten Person hin-
reichend wahrscheinlich erscheinen lassen. 

4.14.3 Versicherungsumfang 

Für den Umfang der Leistung des Versicherers ist die im 
Versicherungsschein angegebene Versicherungssumme 
der Höchstbetrag für jeden Versicherungsfall und für alle 
während eines Versicherungsjahres eingetretenen Ver-
sicherungsfälle zusammen. 

4.14.4 Ausschlüsse 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche 

4.14.4.1 gegen den Versicherungsnehmer und/oder die mitver-
sicherten Personen, soweit sie den Schaden durch 
wissentliches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Be-
schluss, Vollmacht oder Weisung oder durch sonstige 
wissentliche Pflichtverletzung herbeigeführt haben; dem 
Versicherungsnehmer und/oder den mitversicherten 
Personen werden die Handlungen oder Unterlassun-
gen nicht zugerechnet, die ohne ihr Wissen begangen 
worden sind; 

4.14.4.2 die von den mitversicherten Personen gemäß Zif-
fer 4.14.1.2 geltend gemacht werden; 

4.14.4.3 – teilweise abweichend von Ziffer 4.2 – 

• welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands gel-
tend gemacht werden – dies gilt auch im Falle der 
Vollstreckung von Urteilen, die außerhalb Deutsch-
lands gefällt wurden; 

• wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des 
Rechts ausländischer Staaten; 

4.14.4.4 auf Entschädigung und/oder Schadenersatz mit Straf-
charakter; hierunter fallen auch Strafen, Buß- und 
Ordnungs- oder Zwangsgelder, die gegen den Versi-
cherungsnehmer oder die mitversicherten Personen 
verhängt worden sind; 

4.14.4.5 wegen Gehalt, rückwirkenden Lohnzahlungen, Pensi-
onen, Renten, Ruhegeldern, betrieblicher Altersver-
sorgung, Abfindungszahlungen im Zusammenhang mit 
der Beendigung von Arbeitsverhältnissen und Sozial-
plänen sowie Ansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem 
Sozialgesetzbuch VII handelt. 
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Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

4.15 Verzicht auf Rückgriffsanspruch auf Familienangehörige 
bei gemeinsamer Erbschaft von Immobilien 

Erbt eine versicherte Person Immobilien gemäß der Ziffern 
1.3.1 bis 1.3.3 (Wohnungen, Häuser, Grundstücke) wird im 
Leistungsfall auf Rückgriffsansprüche gegenüber Familien-
angehörigen in deren Eigenschaft als Miteigentümer ver-
zichtet, soweit nicht anderweitig Haftpflichtversicherungs-
schutz besteht. 

 
Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

4.16 Rettungs- und Bergungskosten für versicherte Tiere 

Mitversichert sind Aufwendungen, die der Versicherungs-
nehmer als Halter der in den Ziffern 1.2.1, 1.2.2.5 und 
1.2.2.6 bezeichneten Tiere zu deren Bergung zu erbringen 
hat. 

Die Entschädigungsleistung für alle Schäden eines Versi-
cherungsjahres ist begrenzt auf das Doppelte der nachfol-
gend genannten Summe. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Sach- und Vermögensschäden begrenzt auf 
2.500 Euro je Versicherungsfall. 

Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 100 Euro 
selbst zu tragen. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Sach- und Vermögensschäden begrenzt auf 
5.000 Euro je Versicherungsfall. 

Ein Selbstbehalt des Versicherungsnehmers ist nicht ver-
einbart. 

 
Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

4.17 Asbest 

Abweichend von Ziffer 7.11 AHB sind mitversichert Haft-
pflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbest-
haltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind, 
soweit der Versicherte diese in seiner Eigenschaft als Pri-
vatperson verursacht hat, wenn  

• das Schadenereignis (Ziffer 1.1 AHB) während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten ist   und 

• die Ansprüche gegen die Versicherten während der 
Wirksamkeit der Versicherung erhoben wurden. 

 
 

5. Gewässer- und Umweltschäden 

5.1 Gewässerschäden – außer Anlagenrisiko – 

Es gelten die nachstehenden Bedingungen für die Ver-
sicherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden – außer 
Anlagenrisiko –. 

5.1.1 Gegenstand der Versicherung 

Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermö-
gensschäden wie Sachschäden behandelt werden, die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers für 
unmittelbare oder mittelbare Folgen von Veränderungen 
der physikalischen, chemischen oder biologischen Be-
schaffenheit eines Gewässers einschließlich des Grund-
wassers (Gewässerschäden) 

mit Ausnahme der Haftpflicht 

als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewässer-
schädlichen Stoffen und aus Verwendung dieser gela-
gerten Stoffe. 

5.1.2 Rettungskosten 

Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Min-
derung des Schadens für geboten halten durfte (Ret-
tungskosten) sowie außergerichtliche Gutachterkosten 
werden vom Versicherer insoweit übernommen, als sie 
zusammen mit der Entschädigungsleistung die Versiche-
rungssumme für Sachschäden nicht übersteigen. Für 
Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung 

der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haft-
pflichtversicherung (AHB). 

Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- 
und außergerichtliche Gutachterkosten sind auch inso-
weit zu ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädi-
gung die Versicherungssumme für Sachschäden über-
steigen. Eine Billigung des Versicherers von Maßnah-
men des Versicherungsnehmers oder Dritter zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens gilt nicht als Wei-
sung des Versicherers. 

5.1.3 Ausschlüsse 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 

5.1.3.1 gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden 
Mitversicherten), die den Schaden durch vorsätzliches 
Abweichen von dem Gewässerschutz dienenden Ge-
setzen, Verordnungen, an den Versicherungsnehmer 
gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügun-
gen herbeigeführt haben; 

5.1.3.2 wegen Schäden, die unmittelbar oder mittelbar auf 
Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, 
Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik (in der Bundes-
republik oder in einem Bundesland) oder unmittelbar auf 
Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beru-
hen. Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, 
soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

 
5.2 Gewässerschäden – Anlagenrisiko – 

Es gelten die nachstehenden Bedingungen für die Versi-
cherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden – Anlagen-
risiko –. 

5.2.1 Gegenstand der Versicherung 

5.2.1.1 Versichert ist die Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers für unmittelbare oder mittelbare Folgen (Perso-
nen-, Sach- und Vermögensschäden) von Verände-
rungen der physikalischen, chemischen oder biologi-
schen Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich 
des Grundwassers (Gewässerschaden) 

5.2.1.1.1 als Inhaber einer privat genutzten Abwassergrube 
ausschließlich für häusliche Abwässer ohne Einlei-
tung in ein Gewässer; 

5.2.1.1.2 als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewäs-
serschädlichen Stoffen in Behältnissen bis 100 Liter 
bzw. kg Fassungsvermögen (Kleingebinde) und aus 
der Verwendung dieser gelagerten Stoffe; 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

5.2.1.1.3 als Inhaber von ober- und unterirdischen Tankanlagen 
(z. B. Heizöltanks) in einer in den Ziffern 1.3.1 bis 
1.3.2 genannten Immobilie; 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

5.2.1.1.4 aus dem erlaubten privaten Besitz und Betrieb 

• einer Kleinkläranlage für häusliche Abwässer mit 
einer Auslegung für höchstens 18 Einwohner-
werte  oder 

• einer Sickergrube für häusliche Abwässer 

auf einem Grundstück zu den in Ziffer 1.3.2 genann-
ten Immobilien; 

5.2.1.2 Wenn die gemäß Ziffer 5.2.1.1 genannten Mengen-
beschränkungen der Anlagen überschritten werden, 
entfällt dieser Versicherungsschutz. Es gelten dann die 
Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung gemäß 
Ziffer 4 AHB. 

5.2.1.3 Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachträ-
gen sowie im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, 
finden die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für 
die Haftpflichtversicherung (AHB) Anwendung. 

5.2.1.4 Mitversichert sind die Personen, die der Versicherungs-
nehmer durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reini-
gung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grund-
stücke beauftragt hat für den Fall, dass sie aus Anlass 
dieser Verrichtung in Anspruch genommen werden. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschä-
den, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers 
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gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das Glei-
che gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamten-
rechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge 
des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zu-
gefügt werden. 

5.2.2 Versicherungsleistung 

5.2.2.1 Der Versicherungsschutz wird innerhalb der vereinbar-
ten Versicherungssumme bis zur Höhe einer Einheits-
versicherungssumme von 3.000.000 Euro für Perso-
nen-, Sach- und Vermögensschäden je Versicherungs-
fall gewährt. 

5.2.2.2 Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres beträgt das Doppelte dieser Ein-
heitsversicherungssumme. 

Bei Vereinbarung von Plus gilt: 

Ziffer 5.2.2.1 erhält folgende Fassung: 

Der Versicherungsschutz wird innerhalb der vereinbar-
ten Versicherungssumme bis zur Höhe einer Einheits-
versicherungssumme von 5.000.000 Euro für Perso-
nen-, Sach- und Vermögensschäden je Versicherungs-
fall gewährt. 

Bei Vereinbarung von Premium gilt: 

Ziffer 5.2.2.1 erhält folgende Fassung: 

Der Versicherungsschutz wird innerhalb der vereinbar-
ten Versicherungssumme für Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden je Versicherungsfall gewährt. 

5.2.3 Rettungskosten 

5.2.3.1 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder 
Minderung des Schadens für geboten halten durfte 
(Rettungskosten) sowie außergerichtliche Gutachter-
kosten werden vom Versicherer insoweit übernommen, 
als sie zusammen mit der Entschädigungsleistung die 
Einheitsversicherungssumme nicht übersteigen. Für 
Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Rege-
lung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für 
die Haftpflichtversicherung (AHB). 

5.2.3.2 Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Ret-
tungs- und außergerichtliche Gutachterkosten sind 
auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen mit der 
Entschädigung die Einheitsversicherungssumme über-
steigen. Eine Billigung des Versicherers von Maßnah-
men des Versicherungsnehmers oder Dritter zur Ab-
wendung oder Minderung des Schadens gilt nicht als 
Weisung des Versicherers. 

5.2.3.3 Rettungskosten im Sinne von Ziffer 5.2 entstehen 
bereits dann, wenn der Eintritt des Versicherungsfalles 
ohne Einleitung von Rettungsmaßnahmen als unver-
meidbar angesehen werden durfte. Für die Erstattung 
von Rettungskosten ist es unerheblich, aus welchem 
Rechtsgrund (öffentlich-rechtlich oder privat-rechtlich) 
der Versicherungsnehmer zur Zahlung dieser Kosten 
verpflichtet ist. 

Rettungskosten sind auch Aufwendungen zur Wieder-
herstellung des Zustands von Grundstücks- und Ge-
bäudeteilen – auch des Versicherungsnehmers –, wie 
er vor Beginn der Rettungsmaßnahmen bestand. Ein-
tretende Wertverbesserungen oder Kosten, die zur Er-
haltung, Reparatur oder Erneuerung der Anlage selbst 
ohnehin entstanden wären, sind abzuziehen. 

5.2.4 Vorsätzliche Verstöße 

Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die 
den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von dem 
Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, 
an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen 
Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben. 

5.2.5 Vorsorgeversicherung 

Die Bestimmungen der Ziffern 3.1 (3) AHB und 4 AHB  
– Vorsorgeversicherung – finden keine Anwendung. 

5.2.6 Gemeingefahren 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignis-

sen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren 
Unruhen, Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in 
einem Bundesland) oder unmittelbar auf Verfügungen 
oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das Gleiche 
gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich ele-
mentare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

5.2.7 Eingeschlossene Schäden 

Eingeschlossen sind abweichend von Ziffer 1.1 AHB  
– auch ohne dass ein Gewässerschaden droht oder ein-
tritt – Schäden an unbeweglichen Sachen des Versiche-
rungsnehmers, die dadurch verursacht werden, dass die 
gewässerschädlichen Stoffe bestimmungswidrig aus der 
Anlage (gemäß Ziffer 5.2.1.1) ausgetreten sind. Der Versi-
cherer ersetzt die Aufwendungen zur Wiederherstellung 
des Zustands, wie er vor Eintritt des Schadens bestand. 
Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen. 

Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Anlage selbst. 

 
5.3 Öffentlich-rechtliche Pflichten oder Ansprüche zur 

Sanierung von Umweltschäden 

5.3.1 Mitversichert sind abweichend von Ziffer 1.1 AHB öffent-
lich-rechtliche Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung 
von Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz 
(USchadG), soweit während der Wirksamkeit des Versi-
cherungsvertrages 

• die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, 
unfallartig und bestimmungswidrig in die Umwelt ge-
langt sind oder 

• die sonstige Schadenverursachung plötzlich, unfall-
artig und bestimmungswidrig erfolgt ist. 

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursa-
chung besteht Versicherungsschutz für Umweltschäden 
durch Lagerung, Verwendung oder anderen Umgang 
von oder mit Erzeugnissen Dritter ausschließlich dann, 
wenn der Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Pro-
duktions- oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zu-
rückzuführen ist. Jedoch besteht kein Versicherungs-
schutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbrin-
gens der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissen-
schaft und Technik nicht hätte erkannt werden können 
(Entwicklungsrisiko). 

Umweltschaden ist eine Schädigung 

• von geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen, 

• der Gewässer einschließlich Grundwasser, 

• des Bodens. 

Mitversichert sind – teilweise abweichend von Ziffer 7.6 
AHB – Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden 
an eigenen, gemieteten, geleasten, gepachteten oder 
geliehenen Grundstücken, soweit diese Grundstücke 
vom Versicherungsschutz dieses Vertrages erfasst sind. 

5.3.2 Nicht versichert sind 

5.3.2.1 Pflichten oder Ansprüche, soweit sich diese gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder ein Mitversi-
cherter) richten, die den Schaden dadurch verursacht 
haben, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen 
oder an den Versicherungsnehmer gerichteten behörd-
lichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Um-
weltschutz dienen, abweichen; 

5.3.2.2 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, 

5.3.2.2.1 die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf 
genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen, 

5.3.2.2.2 für die der Versicherungsnehmer aus einem anderen 
Versicherungsvertrag (z. B. Gewässerschaden-Haft-
pflichtversicherung) Versicherungsschutz hat oder 
hätte erlangen können. 

5.3.3 Versicherungssumme für Umweltschäden 

Die Versicherungssumme ist zugleich auch die Jahres-
höchstersatzleistung und steht im Rahmen der für Per-
sonen- und Sachschäden vereinbarten Versicherungs-
summe zur Verfügung. 

Sie beträgt höchstens 3.000.000 Euro. 
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Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

Die Versicherungssumme für Umweltschäden beträgt 
höchstens 5.000.000 Euro. 

5.3.4 Ausland 

Versichert sind abweichend von Ziffer 7.9 AHB im Um-
fang dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich 
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintreten-
de Versicherungsfälle. 

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von 
Ziffer 7.9 AHB auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß 
nationalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitglied-
staaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Um-
fang der o. g. EU-Richtlinie nicht überschreiten. 

 
 

6. Sonstige vertragliche Regelungen 

6.1 Versicherungssumme (Höchstzahlung) 

6.1.1 Zur Begrenzung der Entschädigungsleistung (Versiche-
rungssumme) verweisen wir auf Ziffer 6.3 AHB. 

6.1.2 Bei Vereinbarung einer Versicherungssumme von über 
15 Millionen Euro gilt Folgendes: 

Bei Personenschäden ist die Höchstentschädigungsleis-
tung innerhalb der Versicherungssumme auf 15 Millionen 
Euro je geschädigte Person begrenzt. 

 
6.2 Leistungsgarantien 

6.2.1 Leistungsgarantie gegenüber den Musterbedingungen 
des Verbandes 

Die diesem Vertrag zugrunde liegenden Bedingungen 
weichen ausschließlich zum Vorteil des Versicherungs-
nehmers von den durch den Gesamtverband der Versi-
cherungswirtschaft (GDV) unverbindlich empfohlenen 
Bedingungen für die Haftpflichtversicherung von privaten 
Risiken – Stand Januar 2015 – ab. 

6.2.2 Einhaltung des Mindeststandards des Arbeitskreises 
Beratungsprozesse 

Die diesem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen und 
Besonderen Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 
weichen ausschließlich zum Vorteil des Versicherungs-
nehmers von den Mindeststandards des Arbeitskreis  
Beratungsprozesse für die Private Haftpflichtversiche-
rung – Stand 28.09.2015 – ab. 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

6.2.3 Künftige Bedingungs- und Leistungsverbesserungen 
(Updategarantie) 

Werden die diesem Vertrag zugrunde liegenden Allge-
meinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflicht-
versicherung (AHB), die Besonderen oder Zusatzbedin-
gungen ausschließlich zum Vorteil des Versicherungs-
nehmers und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten die 
Inhalte der neuen Bedingungen mit Einführung auch für 
diesen Vertrag. 

 
6.3 Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit des Versiche-

rungsnehmers 

6.3.1 Beitragsbefreiung 

Wird der Versicherungsnehmer unfreiwillig arbeitslos, wird 
der Vertrag vorübergehend beitragsfrei weitergeführt. 

Unfreiwillige Arbeitslosigkeit liegt auch dann vor, wenn 
der Versicherungsnehmer und sein Arbeitgeber das  
Arbeitsverhältnis einvernehmlich durch Aufhebungsver-
trag beendet haben. 

6.3.2 Leistungsfreiheit 

Kein Anspruch auf Gewährung von beitragsfreiem Versi-
cherungsschutz besteht, wenn der Versicherungsnehmer 

6.3.2.1 wegen fristloser Kündigung seines Arbeitsverhältnisses 
durch seinen Arbeitgeber arbeitslos geworden ist oder 

6.3.2.2 das Arbeitsverhältnis selbst gekündigt hat. 

6.3.3 Voraussetzungen für beitragsfreien Versicherungsschutz 

6.3.3.1 Vom Beginn dieser Leistungszusage an bis zum Ein-
tritt der Arbeitslosigkeit sind die Beiträge zu dieser 
Versicherung mindestens 36 Monate lang ununterbro-
chen entrichtet worden. 

6.3.3.2 Bei Beginn dieser Leistungszusage hat der Versiche-
rungsnehmer das 50. Lebensjahr und bei Beginn der 
Arbeitslosigkeit das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet. 

6.3.3.3 Der Versicherungsnehmer ist unmittelbar vor Eintritt der 
Arbeitslosigkeit mindestens 3 Jahre als Arbeitnehmer 
ununterbrochen sozialversicherungspflichtig in einem 
unbefristeten Arbeitsverhältnis beschäftigt gewesen. 

6.3.3.4 Durch Bescheinigung seines Arbeitgebers weist der 
Versicherungsnehmer das Vorliegen der Vorausset-
zungen gemäß Ziffer 6.3.3.3 sowie die Gründe für die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach. 

6.3.4 Nachweis 

Der Versicherungsnehmer legt eine Bescheinigung der 
Bundesagentur für Arbeit vor, aus der sich der Beginn 
der Arbeitslosigkeit ergibt. 

6.3.5 Auszubildende, Studenten 

Die Beitragsbefreiung gilt auch für 

6.3.5.1 Auszubildende, die unmittelbar nach 3-jähriger unun-
terbrochener Ausbildung arbeitslos werden; 

6.3.5.2 Auszubildende, wenn sie nach ununterbrochener Aus-
bildung und sofort anschließender Beschäftigung als 
Arbeitnehmer in einem unbefristeten sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsverhältnis arbeitslos werden und 
der Zeitraum der Ausbildung/Beschäftigung insgesamt 
mindestens 3 Jahre betragen hat; 

6.3.5.3 Studenten in einem staatlich anerkannten Studiengang 
an einer Fachhochschule oder Universität, die eine 
mindestens 3-jährige ununterbrochene Studiendauer 
nachweisen können und unmittelbar anschließend ar-
beitslos werden. 

Anstelle einer Bescheinigung des Arbeitgebers gemäß 
Ziffer 6.3.3.4 ist eine Studienbescheinigung der Fach-
hochschule oder Universität erforderlich. 

Bei Studienabbruch besteht kein Anspruch auf Bei-
tragsbefreiung; 

6.3.5.4 Studenten in einem staatlich anerkannten Studiengang 
an einer Fachhochschule oder Universität, wenn sie 
nach mindestens 3-jähriger ununterbrochener Studien-
dauer und sofort anschließender Beschäftigung als  
Arbeitnehmer in einem unbefristeten sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsverhältnis arbeitslos werden. 

6.3.6 Leistung 

6.3.6.1 Sind alle Voraussetzungen erfüllt, wird der Vertrag auf 
Antrag beitragsfrei gestellt. 

Die Beitragsbefreiung gilt für längstens 12 Monate und 
beginnt mit dem Kalendermonat, der auf den Eingang 
der unter den Ziffern 6.3.3 bis 6.3.5 genannten Be-
scheinigungen beim Versicherer folgt. Für diesen Zeit-
raum bereits geleistete Beitragszahlungen werden an-
teilig erstattet. 

Die Beitragsbefreiung endet mit Wiederaufnahme einer 
neuen sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit, die dem 
Versicherer unverzüglich anzuzeigen ist. 

Während der Beitragsbefreiung muss der Versiche-
rungsnehmer dem Versicherer den Bewilligungsbe-
scheid der Bundesagentur für Arbeit vorlegen, aus 
dem sich die Dauer des Bezuges von Arbeitslosengeld 
ergibt. Außerdem ist das ununterbrochene Fortbeste-
hen der Arbeitslosigkeit alle 3 Monate nachzuweisen. 

Unabhängig davon ist der Versicherer jederzeit be-
rechtigt, bei der Bundesagentur für Arbeit Auskünfte 
über die Fortdauer der Arbeitslosigkeit einzuholen. 

6.3.6.2 Hat eine Beitragsbefreiung gemäß Ziffer 6.3.6.1 weni-
ger als den vereinbarten Zeitraum betragen und tritt 
nach Wiederaufnahme einer sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung als Arbeitnehmer erneut unfreiwil-
lige Arbeitslosigkeit ein, wird die Dauer der Beitragsbe-
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freiung auf Antrag auf insgesamt den vereinbarten 
Zeitraum ausgedehnt. 

6.3.6.3 Sofern der Versicherungsnehmer eine Beitragsbefreiung 
insgesamt für den vereinbarten Zeitraum in Anspruch 
genommen hat, müssen die Voraussetzungen für eine 
nochmalige Beitragsbefreiung neu erfüllt werden. 

 
6.4 Home-Service 

6.4.1 Erreichbarkeit und Leistung 

Auch außerhalb der Geschäftszeiten steht dem Versi-
cherungsnehmer ein spezieller Home-Service rund um 
die Uhr, auch an Sonn- und Feiertagen, zur Verfügung. 
Im Notfall organisiert dieser rasche Hilfe und vermittelt 
qualifizierte Handwerker und Dienstleister. 

6.4.2 Rufnummer 

Dieser Home-Service kann unter der im Versicherungs-
schein genannten Telefonnummer erreicht werden. 

 
6.5 Nicht versicherte Risiken 

6.5.1 Brand- und Explosionsschäden 

Nicht versichert sind Ansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die 
den Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder 
sonst pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder ex-
plosiblen Stoffen verursachen. 

 
6.6 Wichtige Bestimmungen zur Tarifvariante SINGLE 

6.6.1 Mitversicherung weiterer Personen 

6.6.1.1 Heiratet der Versicherungsnehmer oder geht eine 
Lebenspartnerschaft gemäß Ziffer 2.1.1.2 ein, erweitert 
sich der Versicherungsschutz auf den Partner gemäß 
Ziffer 2.1.1, wenn die Heirat oder Eintragung der Part-
nerschaft innerhalb eines Monats dem Versicherer an-
gezeigt wird. Ab Beginn der Mitversicherung wird der 
Vertrag auf den Familien-Tarif umgestellt. Es ist der im 
Tarif hierfür vorgesehene Beitrag zu zahlen. 

6.6.1.2 Wird eine Lebensgemeinschaft nach Ziffer 2.1.1.3 
eingegangen, besteht Versicherungsschutz erst nach 
Beantragung beim Versicherer. 

6.6.1.3 Der Versicherungsschutz erweitert sich auf die Mitver-
sicherung von Kindern gemäß Ziffer 2.1.2, wenn die 
Geburt bzw. die Aufnahme von Adoptiv- oder Pflege-
kindern innerhalb eines Monats dem Versicherer an-
gezeigt wird. Ab Beginn der Mitversicherung wird der 
Vertrag auf den Familien-Tarif umgestellt. Es ist der im 
Tarif hierfür vorgesehene Beitrag zu zahlen. 

6.6.1.4 Ziffer 2.1.4 gilt entsprechend. 

 
6.7 Fortsetzung der Privat-Haftpflichtversicherung nach 

dem Tod des Versicherungsnehmers 

Für den mitversicherten Ehegatten oder eingetragenen  
Lebenspartner des Versicherungsnehmers und/oder unver-
heiratete und nicht in einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft lebende Kinder des Versicherungsnehmers besteht 
der bedingungsgemäße Versicherungsschutz im Falle des 
Todes des Versicherungsnehmers bis zum nächsten Bei-
tragsfälligkeitstermin fort. Wird die nächste Beitragsrech-
nung durch den überlebenden Ehegatten oder eingetrage-
nen Lebenspartner eingelöst, so wird dieser Versiche-
rungsnehmer. 

 
Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

6.8 Keine Leistungsbeschränkung bei versehentlicher 
Obliegenheitsverletzung 

Unterlässt der Versicherungsnehmer eine ihm obliegende 
Anzeige oder gibt er fahrlässig die Anzeige unrichtig ab 
oder unterlässt er fahrlässig die Erfüllung einer sonstigen 
Obliegenheit, erfolgt keine Leistungsbeschränkung, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass das Versäum-
nis nur auf einem Versehen beruht und nach dem Erken-
nen unverzüglich nachgeholt wird. Handelt es sich um die 
Anzeige eines Umstandes, aufgrund dessen ein Zuschlags-
beitrag zu entrichten ist, so hat der Versicherungsnehmer 

den Zuschlagsbeitrag ab dem Zeitpunkt zu entrichten, an 
dem der Umstand eingetreten ist. 

 
 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

7. Zusatzdeckung für Lehrer und Erzieher 

7.1 Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers als 

7.1.1 beamteter oder angestellter Lehrer bzw. Erzieher im 
öffentlichen Dienst; 

7.1.2 freiberuflicher Lehrer/Erzieher, der allein unterrichtet und 
nicht Inhaber besonderer Unterrichtsräume, Plätze oder 
Fahrzeuge ist (ansonsten ist eine Betriebshaftpflichtver-
sicherung für Schulen etc. erforderlich). 

7.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus 

7.2.1 der Erteilung von Experimentalunterricht (auch mit radio-
aktiven Stoffen); 

7.2.2 der Leitung und/oder der Beaufsichtigung von Schüler- 
oder Klassenreisen sowie Schulausflügen; 

7.2.3 der Erteilung von Nachhilfestunden; 

7.2.4 der Tätigkeit als Kantor und/oder Organist. 

7.3 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 

• Forschung, wissenschaftlichen oder gutachterlichen 
Tätigkeiten, 

• der Leitung von Instituten, Einrichtungen, Betrieben o. ä., 

• der Leitung von Projekten jeweils auf dem Gebiet der  
Medizin, Pharmazie, Physik, Biologie, Gentechnologie 
oder Chemie. 

7.4 Bei Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen gilt Ziffer 3. 

7.5 Ausgeschlossen sind bei beamteten und angestellten 
Lehrern bzw. Erziehern im öffentlichen Dienst Haftpflicht-
ansprüche wegen 

7.5.1 Schäden am Eigentum der Schule oder Dienststelle oder 
an von Dritten für den Schulbetrieb zur Verfügung ge-
stellten Sachen und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. 

Mitversichert sind jedoch: 

• Schäden aus dem Schlüsselverlust gemäß Ziffer 4.5; 

• Ansprüche von Arbeitgebern/Dienstherren oder von 
Arbeitskollegen gemäß Ziffer 4.13; 

7.5.2 Personenschäden, bei denen es sich um Dienst- oder 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb der 
Schule oder Dienststelle gemäß den beamtenrechtlichen 
Bestimmungen oder gemäß dem Sozialgesetzbuch VII 
handelt. Eingeschlossen ist jedoch die Haftpflicht wegen 
Personenschäden aus Arbeitsunfällen von Kindern, 
Schülern, Lernenden und Studierenden. 

 
 

Bei Vereinbarung von Plus oder Premium gilt: 

8. Zusatzdeckung für Beamte oder Angestellte im öffent-
lichen Dienst 

8.1 Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers als Beamter oder Angestellter im öffent-
lichen Dienst, sofern keine Tätigkeit gemäß Ziffer 8.4 aus-
geübt wird. 

8.2 Der Versicherungsschutz umfasst: 

8.2.1 die Abwehr unbegründeter Ansprüche, 

8.2.2 die Befriedigung begründeter Ansprüche, insbesondere 
etwaiger Rückgriffsansprüche des Dienstherrn, auch aus 
dem dienstlichen Gebrauch von Hieb-, Stoß- und Schuss-
waffen. 

8.3 Ausschlüsse 

8.3.1 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Haft-
pflichtansprüche 

• wegen Schäden am Eigentum der Dienststelle; 

• an von Dritten der Dienststelle oder dem Versiche-
rungsnehmer anvertrauten Sachen; 
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• wegen Schäden an fremden Sachen anlässlich beruf-
licher Tätigkeit (siehe Ziffern 7.6 AHB und 7.7 AHB). 

Mitversichert sind jedoch: 

• Schäden aus dem Schlüsselverlust gemäß Zif-
fer 4.5; 

• Ansprüche von Arbeitgebern/Dienstherren oder 
von Arbeitskollegen gemäß Ziffer 4.13; 

• aus dem Halten von Hunden (die Mitversicherung er-
fordert besondere Vereinbarung); 

• aus Besitz und Verwendung von Kraft-, Luft-, Was-
ser- (siehe Ziffer 3) und Schienenfahrzeugen; 

• aus handwerklicher Berufstätigkeit, z. B. auf dem 
Gebiet des Kraftfahrzeug- oder Nachrichtenwesens 
oder der Waffenverwaltung. 

8.3.2 Ferner sind ausgeschlossen Ansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Dienst- oder Arbeits-

unfälle und Berufskrankheiten im Betrieb der Dienststelle 
gemäß den beamtenrechtlichen Bestimmungen oder 
gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 

8.4 Nicht versicherbare Tätigkeiten 

Kein Versicherungsschutz besteht für folgende Tätigkeiten: 

• ärztliche oder tierärztliche Tätigkeiten, 

• Führung bzw. Leitung von Krankenhäusern und Kliniken, 

• Ausübung der Jagd, 

• Forschung, wissenschaftliche oder gutachterliche Tätig-
keiten, 

• Leitung von Instituten, Einrichtungen, Betrieben o. ä., 

• Leitung von Projekten jeweils auf dem Gebiet der  
Medizin, Pharmazie, Physik, Biologie, Gentechnologie 
oder Chemie. 



 

Besondere Klauseln und Vereinbarungen
 
 
 
§ 1 Anzeigen und Willenserklärungen 
 

1. Die Verwaltungsgesellschaft des Versicherers für alle Haft-
pflicht-Versicherungsverträge ist die Firma Schleswiger Ver-
sicherungsservice AG (im folgenden SL AG genannt). 

2. Alle vom Versicherungsnehmer dem Versicherer gegenüber 
zu erbringenden vertraglichen und gesetzlichen Verpflichtun-
gen sind SL AG gegenüber zu erfüllen 

3. SL AG ist bevollmächtigt, vertraglich obliegende Anzeigen, 
Willenserklärungen, Schadensanzeigen und Beiträge in Emp-
fang zu nehmen sowie ausstehende Beiträge einzufordern und 
den dazugehörigen Schriftverkehr zu führen und Willenser-
klärungen jeglicher Art im Zusammenhang mit den Versiche-
rungsvertrag (z.B. Rücktritt, Kündigung, Anfechtung) abzu-
geben. Die Beiträge gelten als beim Versicherer eingegangen, 
wenn sie bei der SL AG eingegangen sind. 

4. SL AG ist vom Versicherer beauftragt, gegenüber den Versi-
cherungsnehmer und den betreuenden Vermittlern die An-
nahme oder Ablehnung von Anträgen zu erklären. 

 
5.  Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die 

Änderung aber der SL AG nicht mitgeteilt, so genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes 
an die letzte SL AG bekannte Anschrift. Die Erklärung wird 
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu welchem sie – ohne die An-
schriftenänderung – bei regelmäßiger Beförderung dem Ver-
sicherungsnehmer zugegangen wäre. 

 
§ 2 Versichererwechsel 
 

SL AG ist berechtigt, das auf der Grundlage dieses Vertrages 
versicherte Risiko jederzeit durch Kündigung und Neuab-
schluss des Versicherungsvertrages, ohne Zustimmung des 
Versicherungsnehmers bei einem anderen Versicherer in De-
ckung zu geben und/oder weitere Versicherer zu beteiligen. 
Dies ist jedoch nur möglich, bei gleich bleibenden oder besse-
ren Versicherungsschutz. Macht die SL AG von diesem Recht 
Gebrauch, so werden die Versicherungsnehmer spätestens in-
nerhalb von 4 Wochen nach erfolgtem Wechsel darüber in-
formiert, bei wem sie von nun an ihre vertraglichen Rechte 
geltend machen können. 
 

§ 3 Innovationsklausel, Bedingungsveränderungen 
 
Werden die dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB) oder besonderen Bedingungen und Risikobeschrei-
bungen zur Privathaftpflichtversicherungen (BBR) aus-
schließlich zum Vorteil des Versicherungsnehmers und ohne 
Mehrbeitrag geändert, so gelten die neuen Bedingungen mit 
sofortiger Wirkung auch für diesen Vertrag. 
 

§ 4 Schlussbestimmung 
 

Sofern nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichen-
des bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

 



 

 
Merkblatt zur Datenverarbeitung 
 
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
Schleswiger Versicherungsservice AG, 
Goebenstraße 10, 24534 Neumünster – Telefon: +49(0)4321 – 489 09 0 E-Mail: info@schleswiger-ag.de 
 
Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie unter den vorgenannten Kontaktdaten oder unter datenschutz@schleswiger-ag.de 
 
2. Vorbemerkung 
Die an uns gestellten Anforderungen und Aufgaben zur korrekten, schnellen und wirtschaftlichen Administration und Verwaltung von Vertragsverhältnissen können wir in 
der heutigen Zeit nur noch mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Die EDV bietet einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor 
missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannten Daten zu Ihrer Person wird durch die EU-
Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) und das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. 
 
3. Rechtsgrundlagen und Zwecke 
Die Datenverarbeitung und Datennutzung personenbezogener Daten ist zulässig, wenn die EU-Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) und BDSG oder eine andere 
Rechtsvorschrift wie z.B. die datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sie erlaubt oder wenn der Betroffene in diese 
eingewilligt hat (Art. 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO). Die DSGVO und das BDSG erlauben die Datenverarbeitung und Datennutzung, wenn dies im Rahmen der Zweckbestim-
mung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der speichernden 
Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung 
überwiegt. (Art. 6 Abs. 1 DSGVO). 
 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des 
von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur 
Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden benötigen wir, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten ist. 
 
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht möglich. 
 
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Dies sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden versicherungstechni-
sche Daten zum Vertrag wie Vertragsnummer, Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung, sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, 
z. B. eines Vermittlers, eines Sachverständigen, geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch Angaben 
von Dritten zum Versicherungsfall (Vertragsdaten). 
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur 
Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 
1 lit. b) DSGVO. 
Die genannten Zwecke und Rechtsgrundlagen erstrecken sich auch auf Testverfahren zur Entwicklung, Implementierung und Kontrolle der hierzu eingesetzten 
automatisierten Datenverarbeitungsverfahren. Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es (nach Art. 6 Abs. 1 lit. f) DSGVO erforderlich ist, um berechtigte Interessen von 
uns oder von Dritten zu wahren. 
Dies kann insbesondere der Fall sein: 
- zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs 
- zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte der Schleswiger Versicherungsservice AG und deren Kooperationspartner sowie für 
Markt- und Meinungsumfragen 
- zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere von Datenanalysen zur Erkennung von Unstimmigkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten 
können. 
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und 
steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen 
Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 lit. c) DSGVO. 
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für andere, oben nicht genannte Zwecke verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber zuvor informieren. 
 
4. Nutzung Ihrer E-Mail-Adresse 
Wenn Sie uns im Rahmen der Bearbeitung eines Vorgangs Ihre E-Mail-Adresse zur Kenntnis bringen, speichern wir diese und nutzen sie ggf. für die weitere 
Kommunikation zu dem betreffenden Vertrag (z.B. im Schadenfall), sofern Sie dieser Nutzung nicht widersprechen. 
 
5. Einwilligungserklärung 
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in Ihrem 
Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach der DSGVO und BDSG zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu den vorstehend beschriebenen 
Zwecken aufgenommen worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet jedoch – außer in der Lebens- und Unfallversicherung – 
schon mit Ablehnung des Antrages oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder teilweise verweigert oder 
widerrufen, kommt es unter Umständen nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise verweigerter Einwilligungserklärung kann eine 
Datenverarbeitung und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in Abschnitt G Nr. 3 („Rechtsgrundlagen und Zwecke“; Seite 61) beschrieben, 
erfolgen. Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B. beim Arzt, einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen 
(Schweigepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung ist daher im Antrag auch eine Schweigepflichtentbindungsklausel enthalten. 
 
6. Kategorien von Empfänger der personenbezogen Daten 
a) Datenübermittlung an den Risikoträger (Versicherer) 
Die Schleswiger Versicherungsservice AG arbeitet zur Deckung der Risiken mit unterschiedlichen Risikoträgern (Versicherern) zusammen. Diese Versicherer benötigen 
entsprechende versicherungstechnische Angaben von uns wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags, 
sowie auch Ihre Personalien. Soweit durch eine bestimmte Schadenhöhe eine Vorlagepflicht beim Versicherer besteht, werden zur Risiko- und Schadenbeurteilung auch 
die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. 
In einigen Fällen bedienen sich die Versicherer zum Zwecke der Risiko- und Schadenbeurteilung weiterer Dienstleister, denen sie gegebenenfalls entsprechende Daten 
übergeben können. 
 

b) Datenübermittlung an andere Versicherer 
Im Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) hat der Versicherte bei Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die Einschätzung 
des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören z. B. frühere Versicherungsfälle, Versicherungen oder Mitteilungen über 
gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Widersprüche in 
den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein, andere 
Versicherer zu befragen und entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen. 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches von 
personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen wie Name, Anschrift, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder 
Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und Schadentag, weitergegeben. 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
c) Betreuung durch den Vertriebspartner 
In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonstigen Dienstleistungsangebots unserer Unternehmensgruppe bzw. unseres Kooperationspartners 
werden Sie durch Ihren Vertriebspartner betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung auch in sonstigen Finanzdienstleistungen berät. Vertriebspartner in diesem Sinn sind 
neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften sowie im Rahmen der Zusammenarbeit bei Finanzdienstleistungen auch Kreditinstitute und Kapitalanlagegesell-
schaften u.a. 
Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vertriebspartner zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung notwendigen Angaben aus Ihren 
Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe 
von Versicherungsleistungen, sowie von unseren Partnerunternehmen Angaben über finanzielle Dienstleistungen. Ausschließlich zum Zwecke von Vertragsanpassun-
gen in der Personenversicherung können an den zuständigen Vertriebspartner auch Gesundheitsdaten übermittelt werden. Unsere Vertriebspartner verarbeiten und 
nutzen selbst diese personenbezogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch Sie werden von uns über Änderungen der 
kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vertriebspartner ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen der DSGVO und dem BDSG und seine 
Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu beachten. 
 
7. Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personenbezoge-
ne Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu 
dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, solange wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Dies ergibt sich regelmäßig durch rechtliche 
Nachweis- und Aufbewahrungspflichten, die unter anderem im Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz geregelt sind. Die Speicherfristen 
betragen danach bis zu zehn Jahre. 
 
8. Betroffenenrechte 
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen 
die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf 
Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen. 
 
a) Widerspruchsrecht 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe 
ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. Dieses Recht können Sie unter info@schleswiger-ag.de geltend machen. 
 
b) Beschwerderecht 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten (datenschutz@schleswiger-ag.de) oder an eine Datenschutz-
aufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: 
Die Landesbeauftragte für den Datenschutz in Schleswig Holstein, 
Holstenstr. 98 
24103 Kiel 
 
9. Zentrale Hinweissysteme 
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der 
informa HIS GmbH 
Krenzberger Ring 68  
65205 Wiesbaden 
zur Unterstützung der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. 
Dafür ist ein Austausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. 
Der Betrieb des HIS beruht auf den berechtigten Interessen der Versicherungswirtschaft gem. Art. 6 Abs.1 lit. f) DSGVO, die wir gerne erläutern: 
 
Anfragen 
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhaltes und zur Verhinderung von 
Versicherungsmissbrauch, Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen anderer Versicherer zu 
beantworten. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also nur, 
soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
10. Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 
Um Ihre Angaben bei Antragsbearbeitung und bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang 
ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen. 
 
11. Bonitätsauskünfte 
Soweit es zum Vertragsschluss oder zur Vertragsdurchführung aufgrund unserer berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir bei Auskunfteien Informationen zur 
Beurteilung Ihrer Zahlungsfähigkeit oder Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens ab. 
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